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Herausgegeben von 
Angehörigen, Freunden 
und Freundinnen 


Es liegt an uns, einzugreifen 


Hanna muß raus! 


Der folgende Redebeitrag der Gruppe „Für 
das Leben und die Freiheit von Mumia Abu 
Jamal“ für die Demonstration am 16.12.in 
Hamburg konnte dort nicht mehr gehalten 
werden, da die Demonstration vorzeitigab- 
gebrochen wurde. Wir dokumentieren ihn 
und weitere Beiträge (auf S. 8 ff. 


Ich möchte euch zunächst den aktuellen 
Stand von Mumia Abu-Jamals Verfahren 
mitteilen und anschließend ein paar Worte 
sagen, wie auch Mumia in den Rahmen die- 
ser Demo gehört. 

Mumia ist ein politischer Gefangener in 
den USA, in Philadelphia. Seitseiner Jugend 
ist er politisch aktiv gegen Unterdrückung 
und Rassismus — und er betätigte sich als 
Journalist. 

Er ist seit 14 Jahren in der Todeszelle, weil 


er einen Polizisten erschossen haben soll. 


Sein Verfahren war absolut unfair — so wur- 
den z.B. ZeugInnen von der Polizei bedroht, 
falsch oder nicht auszusagen. 

Weltweite Proteste konnten Mumias 
Hinrichtung bisher verhindern. Die Aufhe- 
bung des Todesurteils und Mumias Freilas- 
sung konnten aber noch nicht erreicht wer- 
den. 

Mumias Anwalt schätzt die Situation fol- 
sendermaßen ein: „Bei Richter Sabo wuß- 
ten wir, daß Mumia verliert. In der Instanz 
jetzt befürchten wir, daß er verliert. Beim Fe- 
deral District Court, der ersten Instanz auf 
Bundesebene, mußer gewinnen. Wenn Mu- 
mia dort verliert, dann ist sein Leben in 
grober Gefahr.“ 

Mumia ist, wie viele in den USA, der BRD 
und in anderen Ländern, massiver staatli- 
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cher Gewalt ausgesetzt. Außerdem droht 
ihm die Hinrichtung. 

Die Todesstrafe wird in den USA bereits 
wieder in 38 Staaten verhängt oder voll- 
streckt. Und die Anwendung der Todesstra- 
fe wird sogar bereits ausgedehnt. Denn um 
die Macht der Reichen zu sichern, braucht 
es einen starken Repressionsapparat. Und 
die Todesstrafe ist die letzte Konsequenz. 

Diese staatlich repressive Politik läßt sich 
durchsetzen, weil sie eine entsprechende 
Basis in der Bevölkerung hat. Diese Basis 
trägt die menschenverachtende Politik und 
wirkt stabilisierend. 

Wir müssen eine Gegenöffentlichkeit 
schaffen, indem wir eben nicht Vorfälle kurz 
aufleben lassen und wieder vergessen, wie es 
der Sensationsjournalismus tut. Wir müs- 
sen Kontinuität wahren und Zusammen- 
hänge verdeutlichen und an die Offentlich- 
keit gehen wie mit dieser Demo. 

Dabei geht es uns keineswegs nur um Mu- 
mia Abu-Jamal und die repressive Groß- 
machtpolitik der USA nach innen und 
außen. 

Es geht uns auch um die Repression und 
den Widerstand dagegen hier in der BRD. 
Wir dürfen und wollen auch nicht zulassen, 
daß Menschen, die mit den unterschied- 
lichsten Mitteln gegen das System von Pro- 
fitgier und Menschenverachtung gekämpft 
haben und noch kämpfen, in deutschen 
Knästen verschwinden oder mit Knast be- 
droht werden, um sie in dem, was sie wol- 
len, kaputtzukriegen. 

Jüngste Beispiele hierfür sind z.B. die 
ganze Radikal-Geschichte; die Beugehaft 


wegen Aussageverweigerung; die Geschich- 
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te der Kriegsgesner und Totalverweigerer; 
die Abschiebeknäste; die Kriminalisierung 
kurdischer und türkischer Oppositioneller 
durch das Dev-Sol- und PKK-Verbot; und 
nicht zuletzt die Gefangenen aus der RAFE 
die der bundesdeutsche Staat am liebsten 
im Knast lebendig begraben würde und mit 
ihnen ihre Kampfgeschichte. 

Fine von ihnen, Hanna Krabbe, sitzt nicht 
weit von hier, in Lübeck, im Knast. Seit fast 
21 Jahren wird sie gefangengehalten. Soll 
das die äußerste Perspektive für alle in die- 
sem Land werden, die Widerstand nicht 
aufgeben und sich nicht brechen lassen? 
Wenn dem nicht so sein soll, müssen wir uns 
wirklich fragen, wie wir den dafür notwen- 
digen politischen Druck organisieren kön- 
nen. 

Zur Zeit läuft das 2. Entlassungsverfah- 
ren von Hanna. Nach der stundenlangen 
und auf Zermürbung zielenden Befragung 
durch den Düsseldorfer Staatsschutzsenat 
sieht es so aus, daß der Staat weiter versucht, 
Zeit zu schinden. 

Von alleine kommt nichts. Es liegt an uns, 
in der Frage, wann und daß Hanna raus- 
kommt, einzugreifen, damit das, was in 
Wirklichkeit eine politische Entscheidung 
ist, nicht scheinbar an der Justizebene hän- 


genbleibt. 
Freiheit für Hanna — 
sofort und bedingungslos ! 


Bitte schickt Kopien der Unterschriftenlisten an: 


AK politische Gefangene international, c/o Infoladen, 


Zum Stand der Verfahren vom 13.6. 


Es gibt viel zu tun. Jetzt erst recht! 


Zu unserer Riesenfreude konnten wir die 
Gefangenen im radikal-Verfahren Andreas, 
Rainer, Ralf und Werner am Dienstag bzw. 
Mittwoch (5. bzw. 6. Dezember — Red.) von 
den Knästen abholen. 

Auf Antrag der Bundesanwaltschaft ver- 
fügte der Ermittlungsrichter des BGH die 
Außervollzugsetzung der Haftbefehle mit 
den Auflagen, daß 

1. für jeden eine Kaution von 20 000 Mark 
eingezahlt wird, 

2. die Reisedokumente hinterlegt werden, 

3. die vier sich donnerstags, samstags und 
montags bei den Polizeidienststellen ihrer 
Wohnung melden müssen, 

4, sie nicht ins Ausland reisen, 

5. sie untereinander keinen Kontakt 
aufnehmen, auch nicht über Dritte. 

Die AnwältInnen der vier hatten 
seit Beginn der U-Haft immer wieder 
zu den Haftprüfungsterminen die 
Aufhebung der Haftbefehle bean- 
tragt, hilfsweise die Außervollzugset- 
zung der Haft nach $ 116 der Straf- 
prozeßordnung. In diesem Paragra- 
phen wird ein Katalog von Möglich- 
keiten aufgeführt, durch den „der | 
Zweck der Untersuchungshaft ... er- | 
reicht werden kann“. Aus diesem Ka- | 
talog hat der Firmittlungsrichter in | 
seinem Beschluß vom 5.12.95 die 
obigen fünf Auflagen zusammenge- 
stellt. 

Die unmittelbare Freude und Er- 
leichterung, die vier aus dem Knast 
raus und wieder unter uns zu haben, 
heißt nicht, daß wir uns jetzt zurück- 
lehnen können. 

Die Verfahren vom 13.6. laufen } 
weiter: | 

In das Verfahren wegen Mitglied- 
schaft in der RAF gegen Ingrid aus 
Köln, deren Wohnung am 13.6. 
durchsucht wurde, sind zwei weitere 
Leute als Beschuldigte aufgenommen wor- 
den. Sie gehören zu dem Diskussionszu- 
sammenhang, andemauch ehemalige RAF- 

. Gefangenen beteiligt sind und dessen Tret- 
fen in der Eifel abgehört werden sollte. 

In dem Verfahren gegen die AIZ konnte 
die BAW bisher keine „Erfolge“ verbuchen. 
Jetzt greift sie auf ein Fahndungsszenario 
zurück, das an die „lerroristen“-Hetze in 
den 70er Jahren gegen die RAF erinnert. In 
Autobahnraststätten und öffentlichen Ge- 
bäuden hängen Plakate aus, die 100 000 
Mark Belohnung für „sachdienliche Hin- 

“ weise“ versprechen. 

In dem Verfahren gegen angebliche Mit- 
glieder der Gruppe K.O.M.ITE.E. sollen 
jetzt Angehörige stellvertretend für die ab- 
setauchten Beschuldigten vorgeladen wer- 
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den, um mit Hilfe von Genanalysen den Be- 
schuldigten Zigarettenkippen zuzuordnen, 
die in einem der Pkws gefunden wurden. Die 
Haftbefehle gegen Bernhard, Peter und 
Thomas bleiben aufrechterhalten. 

Auch im radi-Verfahren sind die Haftbe- 
fehle nicht aufgehoben, für die vier Ge- 
suchten Frank, Matthias, Jutta und Ulli gibt 
es auch keine Außervollzugsetzung der 
Haftbefehle. Von den Auflagen für Andreas, 
Rainer, Ralf und Werner ist insbesondere 
das Kontaktverbot zueinander nicht hin- 
nehmbar. Mit diesem Kontaktverbot be- 
zweckt der BGH die Verhinderung der ge- 
meinsamen Prozeßvorbereitung — gleich- 
zeitig enthält er die Drohung erneuter Ein- 


knastung und anderer repressiver Maßnah- 
men. Dies entspricht der bisherigen Linie 
der BAW, die bis heute umfassende Ak- 
teneinsicht verweigert. Die Ermittlungen 
der BAW gegen die vier sind — laut BGH- 
Beschluß vom 5.12. - nahezu abgeschlos- 
sen. 

Formal ist die Außervollzugsetzung der 
Haftbefehle damit begründet worden, daß 
es sich bei den vorgewortenen Taten um Ia- 
ten im Bereich der „mittleren Kriminalität“ 
handelt und ein weiterer Vollzug der U-Haft 
unverhältnismäßig sei. Tatsächlich dürfte 
der Entscheidung wohl eher die Einschät- 
zung zugrunde liegen, daß von fortdauern- 
der Einknastung eher eine mobilisierende 
Wirkung für die Solibewegung ausgeht. 

Keinesfalls bedeutet die Haftaussetzung, 


daß die Verfolgung mit dem Vereinigungs- 
paragraphen 129fallengelassen wird. Näher- 
liegend ist, daß die BAW noch unsicher ist, 
wie sie die Verfahren durchziehen will. 

Dabei geht es gerade darum, die juristi- 
sche Konstruktion „Mitgliedschaft in einer 
kriminellen Vereinigung“ ($129), deren 
Zweck die ‚Werbung und Unterstützung 
für terroristische Vereinigungen“ ($129a) 
sein soll, durchzusetzen, um sich ein weite- 
res Instrumentarium zu schaffen, linke Pro- 
jekte, Zeitungen und Gruppen schneller 
und für sie unkomplizierter und effektiver 
zu kriminalisieren. Denn ist erst einmal ei- 
ne Zeitung oder auch eine antifaschistische 
Gruppe (der Prozeß nach $129 gegen die 
Antifa M beginnt am 8. Mai in Lürte- 
burg) als kriminelle Vereinigung ver- 
| urteilt, können in Zukunft politische 
J Verfahren nach $129 mit diesen Ur- 
teilen begründet und Mitarbeiterln- 
nen und UnterstützerInnen krimina- 
lisiert werden. ; 
> Die Grundlage der Ermittlungen 

| im radikal-Verfahren sind die Abhör- 
| maßnahmen des LKA Rheinland- 
| Pfalz in einem Haus in Baar-Wande- 
rath (Eifel), bei denen das angebliche 
radikal-Ireffen zufällig mitgeschnit- 
ten wurde. Eigentlich waren die Her- 
ren auf der Suche nach mutmaßli- 
chen RAF-Mitgliedern, die sich in je- 
nem Ferienhaus treffen sollten, das 
| gerne mal von den verschiedensten 
“| Leuten aufgesucht wird, um sich zu 
4] treffen und sich zu erholen ... Dieser 
~ | schwerwiegende Eingriff in das Grun- 
| drecht auf Unverletzbarkeit der Woh- 
nung ist nach geltendem Strafpro- 
zeßrecht nicht zulässig. Eine große 
Brisanz hat dieses Vorgehen auch auf 
politischer Ebene: Seit Monaten wird 
um den „großen Lauschangriff“ im 
sroßen politischen Rahmen gestrit- 
ten, währenddessen wird bereits hintenrum 
versucht, ihn als legitimes Mittel durchzu- 
setzen. 

Unabsehbar ist, wann die BAW ihre Er- 
mittlungen abschließen und mit einer An- 
klage rausrücken wird. Noch unklarer ist, 
wann ein Prozeß stattfindet. 

Es gibt viel zu tun: 

Aufhebung der Haftbefehle! 
Weg mit den Paragraphen 129 und 129a! 
Einstellung aller Verfahren! 


An Ulf liebe, solidarische Grüße- er ist nach 
5 Monaten ungebeugt aus Heimersheim ent- 
lassen worden! 

An euch Gesuchte unsere Liebe und Kraft - 
Venceremos! 

Bundesweite Soligruppen 


Steinmetz, Bad Kleinen und das Eifelhaus 


Fin paar Fakten zu der Abhöraktion 


Mindestens 7 Monate lang, von Juni 93 bis 
Januar 94, wurde ein Haus in der Fifel ab- 
gehört, das von vielen Leuten aus verschie- 
denen politischen und kulturellen Szenen, 
ihren Freundinnen und Familienan- 
gehörigen besucht wird. 

Wir wollen jetzt was zu Hintergründen der 
Abhöraktion sagen, die u.a. dazu benutzt 
wurde, 4 Genossen wegen „Herstellung 
und Verbreitung“ der Zeitung „radikal“ in 
den Knast zu bringen (1) und 4 GenossIn- 
nen per Haftbefehl zu suchen; einer saß in 
Beugehaft. 

Auch auf den Spiegel-Artikel „Big Bang in 
Wanderath“ (SP 42/95) gehen wir ein. 


Gegen 3 von uns: Ingrid B., Gisel D. und Aki 
M., läuft ein Ermittlungsverfahren wegen 
„Mitgliedschaft in einer terroristischen Ver- 
einigung“. In diesem Verfahren wurde der 
Lauschangriff gegen das Eifelhaus gericht- 
lich angeordnet: 

(Im BGH-Beschluß vom 7. Juni 1995 
heißt es, das Amtsgericht Mayen habe durch 
Beschluß vom 4. Juni 93 ... gestattet, in zwei 
Blockhütten ... besondere technische Mit- 
tel in Gestalt von Mikrosendern ... anzu- 
bringen, und zwar bezogen auf die der Mit- 
gliedschaft in einer „terroristischen Vereini- 
sung“ verdächtigen Personen Ingrid B., Gi- 
sela D. und Albrecht M. ... 

Anlaß für diesen präventiv-polizeilichen 
Gerichtsbeschluß sei die Annahme gewe- 
sen, daß sich der RAF angehörende Perso- 
nen in diesen Blockhütten träfen.) 


Ein paar Sätze zu uns 


Wir haben uns seit Ende 91/Anfang 92 in 
wechselnder Zusammensetzung mal öfter, 
mal seltener getroffen, u.a. in dem Eifel- 
haus. Wir sind davon ausgegangen, daß das 
Haus abgehört werden kann. Irotzdem ha- 
ben wir uns dort getroffen, weil uns die Ge- 
send gefällt und wir dort mehr Ruhe hatten 
als woanders. 

Unser Diskussionskreis ist aus dem Be- 
dürfnis entstanden, unsere unterschiedli- 
chen politischen Vorstellungen und Praxi- 
sansätze in verschiedenen Phasen des anti- 
imperialistischen Widerstands zu reflektie- 
ren. 

Verschiedenste Frfahrungen im Wider- 
stand und persönliche Freundschaften ha- 
ben unsere Zusammensetzung bestimmt. 
Wichtig war uns, daß wir aktuell auch in un- 
terschiedlichen praktischen Ansätzen und 
Initiativen steckten (Häuser/Zentrum- 
skämpfe, Wohnprojekte, Frauen/Lesben- 
diskussion, anti-faschistische Mobilisie- 
rung, Flüchtlingsarbeit, Initiativen für die 
Freiheit der politischen Gefangenen). 


Zwei Schwerpunkte unserer Diskussion 
waren die politischen Erfahrungen der 
Frontphase und der Kampf für die Freiheit 
der Gefangenen. Wir fragten 
uns (wie viele andere auch), wie grundle- 
sende politische Neubestimmungen ent- 
wickelt werden könnten: was wir sowohl aus 
unserer eigenen Lage (wir waren mit unse- 
ren politischen Bestimmungen und Struk- 
turen an Grenzen gestoßen) wie auch aus 
der gesellschaftlichen, globalen Umbruch- 
situation als überfällig empfanden. 

Wir dachten, daß dies einen vielfältigen 
Diskussions- und V rständigungsprozeß 
voraussetzt, der u.a. die bisherigen Denk- 
weisen überprüft und eingegrenzte Blick- 
winkel durchbrechen kann. 

Wir sind mit unserer Diskussion nicht 
weit gekommen, weil der Austausch unse- 
rer politischen Erfahrungen, Kriterien und 
Vorstellungen erstmal alle politischen Dif- 
ferenzen auf den Tisch gebracht hat. Diese 
waren für uns zu wesentlich, um daraus ge- 
meinsam zu konstruktiven politischen An- 
sätzen zu kommen. 

Deswegen haben wir diesen Diskussions- 
kreis aufgelöst. 

‘Trotzdem war die Diskussion für uns in- 
soweit produktiv, daß jede/r mit einem tie- 
feren Bewußtsein über Vergangenes, unter- 
schiedliche Kriterien und Blickwinkel, auch 
auf Aktuelles, da rausging, 

Heute denken wir, daß unsere Wider- 
sprüche (Streitigkeiten) Teil und Ausdruck 
der politischen  _Umbruchsituation 
waren/sind, in der Klärungs- und Neuorien- 
tierungsprozesse langwieriger sein werden. 


Zurück zu Aktuellen 


Zuerst haben wir von einem Ermittlungs- 
verfahren gegen Ingrid wegen „Mitglied- 
schaft in der RAF“ erfahren. Mit dieser Be- 
sründung wurdeihre Wohnungbei der bun- 
desweiten Razzia am 13.6.95 durchsucht. 
(2) 

Daß es ein Ermittlungsverfahren gegen 3 
von uns gibt, haben wir zufälligerfahren: aus 
einen BGH (Bundesgerichtshof)-Beschluß 
zu einer anderen Hausdurchsuchung in 
Köln, die auch am 13.6. lief. Worauf sich 
dieses Verfahren gründet und seit wann es 
läuft, wissen wir nicht. Alle Anfragen unse- 
rer AnwältInnen werden abgeblockt. 

Warum gerade diese 3 von uns in dem Er- 
mittlungsverfahren genannt werden, wird 
nicht klar. Allerdings ist uns aufgefallen, daß 
die beiden aus unserem Kreis, die früher in 
der Guerilla organisiert und dafür im Knast 
waren, namentlich erwähnt werden. Für die 
Staatsschutzbehörden sind sie 1. grundsätz- 
lich immer verdächtig, Kontakt zur RAF zu 


haben, und 2. kann auf dem Hintergrund 
ihrer Geschichte wohl jedes Amtsgericht 
dazu gebracht werden, einen Lauschangriff 
abzusegnen. 

Im Spiegel (42/95) lanciert ein Staats- 
schutzschreiber ein „Gipfelgespräch der 
RAF“ in dem Fifelhaus. Mit diesem soge- 
nannten „Gipfelgespräch“ ist in Wirklich- 
keit unser Diskussionstreffen gemeint. 

Der Spiegel schreibt ee „Die Infor- 
mation über die geplante Konferenz 
stammte offenbar aus einer "lelefonüber- 
wachung“. Dieses abgehörte "Telefonat ist 
zwischen zweien von uns gelaufen ‚aus el- 
ner Wohnung in Frankfurt, in der Gisel ge- 
wohnt hat, in ein besetztes Haus in Köln. 
Da haben wir uns in dem Fifelhaus verab- 
redet. Natürlich war klar, daß beide Telefo- 
ne abgehört werden. 

Dieses 'Telefongespräch führten wir Mit- 
te Mai 93. 

Der Gerichtsbeschluß zum Lauschangriff 
gegen uns und darüber alle Besucherinnen 
des Eifelhauses ist vom 4. Juni 93. 

Schon vorher, am 5. Mai 93, war die Ope- 
ration gegen die RAF in Bad Kleinen be- 
schlossene Sache: 

„Die Gesprächsteilnehmer (Generalbun- 
desanwalt von Stahl, Justizminister Caesar 
und Innenminister Zuber aus Rheinland- 
Pfalz bei einer Lagebesprechung am 5.5.93) 
waren sich darüber einig, daß letztendlich 
das Ziel der gemeinsamen operativen Maß- 
nahme die Festnahme möglichst vieler 
RAF-Angehöriger sein müsse, wobei zum 
Zweck der Festnahme das BKA einzuschal- 
ten sei.“ (Aus: Rechenschaftsbericht von In- 
nenminister Zuber, dokumentiert in der 
Frankfurter Rundschau v. 3.8.93) 

Da in der KGT (3) alle Staatsschutz- 
behörden zusammenarbeiten, wußten be- 
reits alle zuständigen Stellen, wann und wo 
tatsächlich ein 'Ireffen mit der RAF läuft: 
am 24. Juni 93 in Bad Kleinen. Das wußitten 
sie von dem VS-Agenten Steinmetz. 

Der Lauschangriff auf das Fifelhaus wur- 
de also knapp 3 Wochen vor Bad Kleinen 
gerichtlich eingeleitet. Er erweist sich als 
Teil einer viel umfassenderen Geheim- 
dienst- und Polizeioperation, die um Bad 
Kleinen herum hochgezogen wurde, als bis- 
her bekanntgeworden ist; der Schlag gegen 
die RAF wurde mit einer intensiven Vorbe- 
reitung operativer Maßnahmen gegen Per- 
sonen und politische Strukturen aus der ra- 
dikalen Linken flankiert: 

Diese Abhöraktion war von vornherein 
darauf angelegt, den Zugriff auf uns zu er- 
möglichen. Nur deshalb wurde ein richter- 
licher Beschluß für den Lauschangriff nötig. 
Generell hören die Staatsschutzstellen oh- 
ne richterliche Genehmigung ab; die wird 
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nur gebraucht, wenn abgehörte Gespräche 
serichtsverwertbar gemacht werden sollen. 

Kurz: Sie wollten unbedingt was gegen 
uns in die Hände kriegen. 

Und nicht nur gegen uns. Je länger die Ab- 
höraktion dauerte, um so mehr wurde sie 
auf andere politische Strukturen/Personen 
ausgeweitet, die kriminalisiert werden (sol- 
len(. Das zeigt ein Beschluß des Amtsge- 
richts Mayen zur Verlängerung der 
Lauschaktion am 5. Nov. 93: 

(Darin heißt es, daß nach den bisherigen 
Ermittlungen davon auszugehen sei, daß 
sich die verschiedensten Gruppierungen 
der linksextremistischen/-terroristischen 
Szene im Objekt ... träfen. Die Maßnah- 
men seien erforderlich, um ... Erkenntnis- 
se über Planung und Vorbereitung von An- 
schlägen mit linksterroristischem Bezug 
und ... Hinweise auf mögliche Aufenthalt- 
sorte der mit Haftbefehl gesuchten mut- 
maßlichen RAF-Mitglieder zu gewinnen. 
Wiedergegeben nach dem BGH-Beschluß, 
5.0.) 

Wie kennen aus den letzten 10 - 25 Jah- 
ren verschiedenste Varianten staatlicher Re- 
pression — 

aber offensichtlich gab/gibt es vor und 
nach Bad Kleinen ein spezifisches Interesse 
des Staatsschutzes an uns: eine aus unserem 
Diskussionskreis kommt aus Wiesbaden 
und hatte Kontakt zu dem VS-Agenten 
Steinmetz; er bewegte sich lange auch in 
gleichen politischen Strukturen. 

Es war/ist schwer einschätzbar, was das 
für Konsequenzen für uns haben kann. 

Denn der Einsatz von Steinmetz warnach 
dem Tod von Wolfgang Grams und der Ver- 
haftung von Birgit Hogefeld nicht beendet. 
Als Agent gegen die RAF ist er verbramnt, 
aber gegen die radikale Linke operiert er wei- 
ter. Seine diversen Kontakte, was er alles 
vom Hörensagen mitgekriegt hat/haben 
will, was ihm die B. in den Mund legen, wird 
vom Staatsschutz bestimmt, verwertet und 
in kriminalistische Konstrukte gebogen. 

So dauert die Operation, in der Steinmetz 
eine wichtige Rolle spielt, bis heute an. Be- 
kannt geworden ist uns zum Beispiel: 

— das BKA-Papier, das Anfang 94 der taz 
zugespielt wurde. Steinmetz liefert da auf- 
tragsgemäß eine Liste von „möglichen Kon- 
taktpersonen zur RAF“ — mit 2 Namen aus 
unserem Kreis. 

— Auch von Beugehaft waren wir direkt be- 
troffen: Gisel und Anne R. saßen Ende 94 
drei Monate wegen Steinmetz im Knast. 
Weil sie jede Aussagen zu seinen Lügen ge- 
gen die Angehörige eines politischen Ge- 
fangenen verweigerten. Steinmetz hatte be- 
hauptet, sie hätte einen Kontakt zur RAF 
vermittelt (siehe Angehörigen Info 
148/30.6.94). 

— Gegen Stefan F, der früher in der RAF 
organisiert und dann im Knast war, wurde 
im Spätsommer 93 ein Ermittlungsvertah- 
ren wegen „Mitgliedschaft in einer terrori- 
stischen Vereinigung“ eingeleitet. Dieses 
basierte auf „Aussagen“ des VS-Agenten. 
Ende 94 wurde das Verfahren eingestellt 
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(siehe Angehörigen Info 148). 

— Gegen Ursel Q. aus Saarbrücken wird 
Anfang nächsten Jahres der Prozeß eröffnet 
wg, „Unterstützung der RAF“. Aufgebaut 
wird die Anklage zum einen auf einem Brief, 
der bei der Festnahme von Birgit Hogefeld 
sefunden wurde und Ursel zugeordnet wird. 
Zum zweiten geht es um ihre politischen 
Basisinitiativen, anhand derer der Staats- 
schutz versucht, einen organisatorischen 
Zusammenhang zur RAF zu basteln (da die 
RAF ja den „Aufbau einer Gegenmacht von 
unten“ propagiert hat). 

-Das Verfahren gegen Andrea W. aus Ffm 
wegen „Unterstützungeiner terroristischen 
Vereinigung und Herbeiführung einer 
Sprengstoffexplosion“. Dieses Verfahren 
lief ursprünglich gegen Steinmetz, dann 
wurde es umgewandelt gegen „unbekannt“, 
und jetzt wurde es u.a. mittels „Sprengstof- 
funden“ auf Andrea umgebogen. Andrea 
wohnte (4) in einem teilbesetzten Haus 
Fritzlarer Straße; dort liefen mittlerweile 5 
Hausdurchsuchungen. U.a. um in den Hin- 
terlassenschaften von Steinmetz (z.B. Mo- 
torradtaschen) „Sprengstoff“ zu finden und 
6 „ZeugInnenladungen“ zu vollziehen. Die 
6 ZeugInnen haben jetzt ihre 2. Ladung vor 
den BGH bekommen. (5) 

Insgesamt fällt auf, daß die Staatsschutz- 
justiz zur Zeit (6) versucht, die jeweiligen 
„Beschuldigungen“ ohne direkte Verwen- 
dung von Steinmetzchen VS-“Aussagen“ 
aufzubauen. Möglich wird dies z.B. durch 
„Sprengstoffunde“ und/oder die Konstruk- 
tion von „terroristischen Vereinigungen“. 
Der rote Faden, der sich unseres Wissens 
durch alle diese Ermittlungsverfahren 
durchzieht, ist trotzdem nicht zu überse- 


hen: ein Kontakt oder ein praktischer 


Berührungspunkt (wie Computer, Motor- 
rad etc.) zu dem VS-Agenten Steinmetz. 
Einige Betroffene 

6.12.95 


Anmerkungen: 

(1) Inzwischen sind die vier unter Auflagen und ge- 
gen Kaution raus. 

(2) Dieses Verfahren wurde 92 eingeleitet, jede In- 
formation verweigert. Erst seit kurzem wissen wir, 
daß dieses Verfahren „unabhängig“ von dem gegen 
die drei von uns ist. Gegen Ingrid laufen also 2 Ver- 
fahren. 

(3) KGT = Koordinierungsgruppe Terrorismus: 
Offiziell 1991 gebildet aus Generalbundesanwalt, 
BKA, Bundesamt f. Verfassungsschutz, VS-Ämter 
und Polizeien der Länder, deren Vertreter sich je 
nach „Lage“ als 7/14 Tage in großer oder kleiner 
Runde zu „Lagebesprechungen“ treffen. Kurz: ein 
Zusammenschluß von Justiz, Polizei und Ge- 
heimdienst, der die Gewaltenteilung aufhebt. 

(4) Sie’hat sich der drohenden Verhaftung entzo- 
gen (siehe Swing Sept. 95). 

(5) entfällt 

(6) Das eingestellte Verfahren gegen Stefan F. und 
das gegen die Angehörige sind untypisch. 


Der 13.6. und kein 
Ende - erneute 
Durchsuchungen 


In den letzten Tagen sind im Zusammen- 
hang mit dem Verfahren vom 13.6.95 (be- 
züglich der Zeitung radikal) erneut Durch- 
suchungen in verschiedenen Städten ge- 
laufen. 

In Dresden wurde am 14. Dezember 1995 
der Infoladen „Schlagloch“ sechs Stunden 
von zwanzig LKA-Beamten durchsucht. 
Zwei anwesende Personen wurden formlos 
verhört. 

Die Durchsuchung - mit Beschluß des 
Dresdner Amtsgerichts vom 12.12.95 - 
fand mit der Begründung des Verdachtes auf 
Werbungfür eine terroristische Vereinigung 
nach $ 129/a StGB statt. Anlaß hierfür ist 
das „Ermittlungsergebnis“, daß der Infola- 
den „Schlagloch“ die Zeitung radikal (laut 
BAW „eine kriminelle Vereinigung mit Ziel 
der Unterstützung von terroristischen Ver- 
einigungen“) vertrieben haben soll. 

Zwei Personen wurden vorübergehend 
festgenommen, diverses Info- und Organi- 
sationsmaterial wurde beschlagnahmt. 

Am 19. Dezember 1995 fanden in Ol- 
denburg, in Münster und in Bremen Haus- 
durchsuchungen statt. 

In Oldenburg wurden morgens um 6.00 
Uhr, auf Anordnung von Errmittlungsrichter 
Beyer, die Wohnung nebst Nebenräumen 
und KFZ einer Frau durchsucht. Der 
Durchsuchungsbeschluß lautet auf die 
„Unterstützung einer kriminellen Vereini- 
sung“ u.a.). Die Durchsuchung dauerte 
zwei Stunden, die Frau wurde ED-behan- 
delt, und es wurden einige Gegenstände be- 
schlagnahmt. 

Während der Durchsuchung wurde die 
Frau nach Ulli (einer der gesuchten Perso- 
nen im radikal-Verfahren) befragt. 

In Bremen gab es zwei Durchsuchungen. 

Morgens um 6.00 Uhr wurde die Woh- 
nung eines Mannes und seiner Mitbewoh- 
nerin durchsucht. Die Begründung auch 
hier die „Unterstützung der kriminellen 
Vereinigung radikal“. Der Mann wurde ED- 
behandelt, seiner Mitbewohnerin wurden 
Lichtbilder vorgelegt, und sie wurde befragt. 

Nach Beendigung der Hausdurchsu- 
chung um 14.30 Uhr fand im Anschluß ei- 
ne weitere Durchsuchung in Bremen statt. 

Trotz der Abwesenheit des Bewohners 


‚ wurden wie bei der morgendlichen Durch- 


suchung diverse Gegenstände beschla- 
snahmt. Beschlagnahmt wurden in beiden 
Fällen Computeranlagen, Disketten etc. 

Auch in Münster fand morgens um 6.00 
Uhr eine Durchsuchung bei einer Frau statt. 
Die Begründung ist ebenfalls der „Verdacht 
auf Unterstützung der kriminellen Vereini- 
sung radikal“. Beschlagnahmt wurden wie 
bei allen vorangegangenen Durchsuchun- 
sen Computer, Disketten und persönliche 
Unterlagen. 


Unsere Einschätzung, daß sich mit der 
Freilassung der Gefangenen nichts 
Grundsätzliches im Verfahren und Vorge- 
hen der BAW ändert, wird dadurch leider 
bestätigt. Die neuesten Aktionen von der 
BAW zeigen deutlich, daß der Angriff vom 
13.6. ernst zu nehmen ist, die Ermittlungen 
weiterlaufen und das Verfahren immernoch 
ausgeweitet wird. 

Deswegen nicht vergessen: 

Anna und Arthur halten’s Maul--Pah, wir sa- 
gen nix! 

Keine Aussage bei Justiz und Bullen! 
Soligruppe HH, 21.12.1995 


Am Nachmittagdes 19.12.1995 fand in Kiel 
eine Hausdurchsuchung statt. Sieben Be- 
amte des Landeskriminalamtes Schleswig 
Holstein durchsuchten zwei Stunden lang 
in Abwesenheit der beiden Bewohner deren 
Wohnung und beschlagnahmten neben ei- 
nem Notebook und ca. 150 Disketten zwei 
Kisten mit „Schriftgut“. Das sogenannte 
„Schriftgut“ — Zeitungsausschnitte etc. — 
war so unbedeutend, daß es am nächsten 
Tag sofort wieder freigegeben wurde. Ob- 
wohl sich der -von einem Staatsanwalt 
Schulz beim Generalbundesanwalt telefo- 
nisch dem LKA Schleswig-Holstein über- 
mittelte- Durchsuchungsbefehl nur auf ei- 
nen der beiden Bewohner bezog, wurde die 
gesamte Wohnung durchsucht. Mit dem 
Computer und den Speichermedien wur- 
den ausschließlich Gegenstände des ande- 
ren Betroffenen beschlagnahmt und trotz- 
dem nicht herausgegeben. 

Gleichzeitig wurden in mehreren anderen 
Städten Privatwohnungen durchsucht, so 
2.B. zwei Wohnungen in Bremen. Begrün- 
det werden die Durchsuchungen mit Er- 
mittlungen nach $\ 129, 129a StGB wegen 
Verdacht der Herstellung der Zeitschrift 
„Radikal“. Nachdem die Bundesanwalt- 
schaft vor zwei Wochen vier unter dieser Be- 
gründung am 13.6.1995 festgenommenen 
Männer aus der U-Haft entlassen mußte, 
sucht sie nun wohl im privaten Umfeld der 
bisher Beschuldigten nach irgendwelchen 
Hinweisen und hofft auf Zufallsfunde. 

Rote Hilfe, Ortgruppe Kiel (Quelle: CL-Netz) 


Zeugenvorladung 
wg. Weiterstadt 


Für den 13.12.95 hat ein Genosse von uns 
eine Zeugenvorladung vor die Bundesan- 
waltschaft nach Karlsruhe zum Themen- 
komplex Sprenstoffanschlag auf die JVA 
Weiterstadt erhalten. 

Nachdem der Neubau der JVA Weiter- 
stadt durch die RAF im April 1993 gesprengt 
worden war, ist wiederholt versucht worden, 
die Bunte Hilfe Darmstadt durch Polizei- 

verlautbarungen und Pressemittei- 
lungen in den Kreis der Mittäter 
miteinzubeziehen. Vor dem Hin- 
tergrund, daß wir seit Jahren Of- 
fentlichkeitsarbeit zu diesem zu- 
tiefst inhumanen Großprojekt ge- 
| macht haben, sollen wirjetzt durch 
| die Androhung von Beugehaft kri- 
minalisiert und mundtot gemacht 
werden. 

Aus der Praxis unserer Rechts- 
hilfearbeit wissen wir leider allzu 
gut, wie eine sogenannte Zeugen- 
vorladung vor der Bundesanwalt- 
schaft zu werten ist. Aus dem Zeu- 
gen wird im Laufe der zweifelhaf- 
ten Vernehmungen ein Beschul- 
digter der Staatsschutzkonstruk- 
tionen. Der Zeuge hat nicht das 
Recht, die Aussage zu verweigern. Tut er es 
dennoch, um an seiner Kriminalisierung 
nicht noch mitzuwirken, so wird er zwecks 
Aussageerpressung in Beugehaft genom- 
men. 

Auf diese Weise ist Andrea B. aus Frank- 
furt im gleichen Ermittlungskomplex zur 
Beschuldigten geworden. Sie hat das ehe- 
maligen Motorrad des Verfassungsdienst- 
Spitzels Klaus Steinmetz gekauft, in dessen 
Koffern später angeblich Sprengstoffreste 
entdeckt wurden. Daß das Motorrad bis 
zum Tatzeitpunkt im Besitz des vom rhein- 
land-pfälzischen Verfassungsschutz bezahl- 
ten Spitzels Steinmetz war und dieser auch 
für den Sprengstoffanschlag in Weiterstadt 
zu belangen wäre, ist nicht von Interesse. 
Das Ermittlungsverfahren gegen Steinmetz 
wurde eingestellt. An seiner Stelle wird die 
Nachbesitzerin des Motorrads zur Beschul- 
digten gemacht und sechs ihrer Mitbewoh- 
ner und Mitbewohnerinnen mit Beugehaft 
bedroht. 

Bunte Hilfe Darmstadt, 11.12.95 


Viermal Beugehaft 


Wir haben die 
Schnauze voll! 


Am 12.12. und 14.12. hat Beyer, Ermitt- 
lungsrichter am Bundesgerichtshof, sechs 
unserer MitbewohnerInnen als ZeugInnen 
geladen. Gegen vier wurde jeweils 5 Mona- 


te Beugehaft und Ordnungsgeld verhängt. 


Der fünfte bezog sich auf sein Aussagever- 
weigerungsrecht nach $ 52 (Verlobung), 
und der sechste Geladene wurde zu einem 
Ordnungsgeld von 1000,- DM verurteilt. 
Conny, Jens, Nick und Petra sind jetzt fünf 
Monate im Knast, weil sie die Aussagen in 
einem Verfahren gegen Andrea, eine Mit- 
bewohnerin, verweigert haben. 

Gegen Andrea wird wegen Unterstützung 
einer terroristischen Vereinigung und Bei- 
hilfe zur Herbeiführung eines Sprengstoff- 
anschlages, gemeint ist Weiterstadt, ermit- 
telt. Wurde sie zu Beginn der Ermittlungen 
noch als Zeugin geladen, so gilt sie jetzt als 
Beschuldigte. Da alles daraufhin deutete, 
daß Andrea sich im Fadenkreuz der Staats- 
schützer befindet, ist sie weggegangen. 

Wir grüßen Andrea und alle Unterge- 
tauchten und wünschen ihnen ganz viel 


Kraft! 


Zur Erinnerung: 

Am 27.3.93 sprengte ein Kommando der 
RAF den Knastneubau in Weiterstadt. 

Drei Monate später wird Wolfgang Grams 
in Bad Kleinen von der GSG9 erschossen 
und Birgit Hogefeld festgenommen. Bei die- 
ser Geheimdienstoperation fliegt der Spit- 
zel Steinmetz auf. Andrea hatte Kontakt zu 
Steinmetz und kaufte nach Bad Kleinen 
sein Motorrad samt Zubehör. 

Im Mai 94 beginnt die Hausdurchsu- 
chungswelle in der Fritze. Die Motorrad- 
koffer des Spitzels werden im Flur einer 
Wohnung beschlagnahmt. Die Chemiker 
des BKAs behaupten, darin Sprengstoff- 
komponenten in hoher Konzentration ge- 
funden zu haben. 

Wir sagen, wenn in den Motorradkoftern 
des VS-Spitzels Steinmetz Spreng- 
stoffspuren gefunden wurden, führen diese 
zum rheinland-pfälzischen Verfassungs- 
schutz und zu Steinmetz, aber nicht in un- 
ser Wohnprojekt. 

Das BKA behauptet des weiteren auch, an 
anderen in unserem Haus beschlagnahmten 
Gegenständen weitere geringere Spuren 
von Sprengstoffkomponenten gefunden zu 
haben. Sie selbst sagen in ihrem Gutachten, 
daß bei so geringen Mengen Fehleintragun- 
sen bei der Spurensicherung nie ganz aus- 
zuschließen sind. Trotzdem versucht Beyer, 
diese Sachen Andrea zuzuordnen. Unteran- 
derem fragt er in der ZeugInnenvorladung, 
obdie sichergestellten Gegenstände Andrea 
sehören würden. 

Die Aussagen wurden verweigert! 

Der Terror der Staatsschützer hört aber 
noch lange nicht auf. Der dritten Haus- 
durchsuchungfolgt die vierte, und jetzt, An- 
fang Dezember, die fünfte Hausdurchsu- 
chung. Die BKA-B. durchwühlen auf münd- 
liche Anordnung von Bundesanwalt Gries- 
baum schon wieder alle Wohnungen des 
Projekts. Fin neues, mittlerweile das dritte, 
Ermittlungsverfahren nach § 129a ist eröff- 
net worden. Es richtet sich gegen unsere 
Mitbewohnerin Andrea wegen Mitglied- 
schaft in und unseren Mitbewohner Sven 
wegen Unterstützung einer terroristischen 
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Vereinigung. 

Nach eineinhalb Jahren Staatsschutzter- 
ror ist das Ergebnis, daß gegen Andrea nach 
$129a ermittelt und sie gesucht wird, Sven 
nach $129a verfolgt wird und vier unserer 
MitbewohnerInnen in Beugehaft sind. In 
Beugehaft deshalb, weil sie nicht mit genau 
diesem Staatsschutz zusammenarbeiten 
wollen. 

Alle sechs, die bei Beyer vorgeladen wa- 
ren, haben bewußt in Kauf genommen, für 
einige Monate aus ihrer Lebenssituation 
herausgerissen zu werden und die Konse- 
quenzen zu tragen. 

Für Nick zum Beispiel bedeutet das, die 
seit einem Jahr angefangene Lehre zu ver- 
lieren, für Petra die Trennung von ihrem ein- 
jährigen Kind. Diese Entscheidung, eher in 
den Knast zu gehen als Aussagen zu ma- 
chen, ist keine Selbstverständlichkeit. Für 
uns in der Fritze ist es eine ständige Aus- 
einandersetzung mit all unseren Wider- 
sprüchen, um ein einheitliches Vorgehen zu 
finden. Wir sind ein Lebenszusammen- 
hang und keine organisierte politische 
Gruppe. Es geht uns auch nicht alleine dar- 
um, Haltung zu bewahren und auszu- 
drücken. Wir denken grundsätzlich, daß wir 
unser gemeinsames Selbstverständnis über- 
prüfen und wieder schaffen müssen, um der 
Beugehaft etwas entgegenzusetzen. Wir 
konnten sie nicht verhindern, aber unsere 
MitbewohnerInnen haben mit ihrem Ver- 
halten auch Punkte gesetzt: 

— daß sie nicht erpreßbar sind 

— daß wir uns nicht ihrem Druck unter- 
werfen 

- und daß wir schon gar nicht mit ihnen 
zusammenarbeiten. 

Wir werden uns auch jetzt nicht ruhig ver- 
halten und die Beugehaft stillschweigend 
hinnehmen. Wir sehen die Angriffe gegen 
uns im Zusammenhang mit den laufenden 
Verfahren gegen unterschiedliche linke Zu- 
sammenhänge und auch mit der Verfolgung 
kurdischer Organisationen. 

Auch wenn wir grad nicht vielin der Hand 
haben, wir haben unsere Überzeugung, un- 
sere Hoffnung, unsere Wut und unseren 
Willen: ZU WIDERSTEHEN. 

Wir grüßen Nick in Heimsheim, Jens in 
Rastatt, Conny in Bühl und Petra in Schwä- 
bisch Gmünd und wünschen ihnen ganz 
viel Kraft! 

Wenn Ihr ihnen schreiben wollt, geht dies 
nur über: 

c/o Beyer, Herrenstr. 45a, 76125 Karlsru- 
he, Fax 0721/159-831, Tel. 0721/159-0 

Aktuelle Infos über: | 

Infoladen, c/o Exzess, Leipziger Str. 91, 
60487 Frankfurt, Tel. 069/774670 (So zwi- 
schen 11.00 und 16.00 Uhr und Mo zwi- 
schen 18.00 und 22.00 Uhr) 

Anwältinnen kosten Geld, Knast-Abos 
auch. Deshalb bitten wir um Spenden! 

Spendenkonto: (E. Bauer), Stichwort 
„Fritze“, BfG Frankfurt Bockenheim, Kto- 
Nr. 3557853901, BLZ 500 101 11 


Viele Grüße aus der Fritze! 


Zum bevorstehenden Prozeß 
wegen „Unterstützung einer 
terroristischen Vereinigung“ gegen 
unsere Genossin Ursel Quack 


Am 8. November 1994 wurde Ursel Quack 
in Saarbrücken verhaftet. Daran und an 
den gleichzeitig stattfindenden Haus- 
durchsuchungen waren insgesamt 70 Be- 
amte aus Bundeskriminalamt, Landeskri- 
ıninalamt, ein Vertreter der Bundesan- 
waltschaft (BAW) u.a. beteiligt. Der vom 
Bundesgerichtshof ausgestellte Haftbefehl 
lautete auf „Unterstützung einer terroristi- 
schen Vereinigung, $ 129a“. Am 21. No- 
vember 1994 — zwei Tage vor dem zweiten 
Haftprüfungstermin — wurde der Haftbe- 
fehl auf Antrag der BAW „außer Vollzug 
gesetzt“, und am 7. April 1995 ganz aufge- 
hoben. 


Grundlage des Verfahrens ist ein Brief an die 
RAE der in einem Rucksack von Birgit Ho- 
sefeld nach ihrer Verhaftung in Bad Kleinen 
1993 gefunden wurde und der Ursel zuge- 
ordnet wird. | 

Der Wortlaut des Briefes wurde auch auf 
einer durch das Bundeskriminalamt im No- 
vernber 1993 in Wiesbaden beschlagnahm- 
ten Diskette des VS-Agenten Steinmetz si- 
chergestellt. Die Hausdurchsuchung fand 
im Zusammenhang mit dem inzwischen 
eingestellten Ermittlungsverfahren wegen 
„Mitgliedschaft in einer terroristischen Ver- 
einigung“ gegen den VS-Agenten statt. 

Im Rucksack von Birgit Hogefeld befan- 
den sich neben dem Brief Zeitungsartikel, 
Flugblätter, Zeitungen etc. aus der Region 
Saarbrücken. 

Anfang August 1995 beantragte die BAW 
mit einer 84 Seiten dicken Anklageschritt, 
die Ursel erst Anfang November zugestellt 
wurde, die Eröffnung des Hauptverfahrens 
beim Staatsschutzsenat des Oberlandesge- 
richts in Koblenz. Im wesentlichen folgt die 
Anklageschrift den „Begründungen“, wie sie 
bereits im Haftbefehl ausgeführt waren: Ur- 
selhabeim Raum Saarbrücken ein Geflecht 
von Basisinitiativen aufgebaut mit dem 
Ziel, das „RAF-Konzept Gegenmacht von 
unten“ umzusetzen, und habe direkten 
Kontakt mit der „Kommandoebene“ der 
RAF aufgenommen, um ihre politischen 
Aktivitäten mit der RAF abzustimmen. Wir 
rechnen mit Prozeßbeginn in den ersten 
Monaten des kommenden Jahres. 


Post an die RAF 


Der Brief an die legalen ist zugleich das 


Wenige, was die Staatsschutzbehörden - 


wirklich haben. Der Rest ist Beiwerk, ein 
aufgeblasener Luftballon, der auch platzen 
kann. Nach zwei Jahren scheint das Ergeb- 
nis der „Ermittlungen“ der BAW umge- 


kehrt proportional zu ihrer Dauer. So bein- 
halten die auf acht Ordner gestreckten „Er- 
mittlungsergebnisse“ Kopien der Stadtteil- 
zeitung „Stoffwechsel“ in mehrfacher Aus- 
fertigung, alleine an die 200 Seiten Urteils- 
begründungen aus anderen § 129a-Verfah- 
ren, Kopien der gesamten Korrespondenz 
von Ursel mit Gefangenen aus der RAF etc. 

Was immer die BAW mutmaßt - einer- 
seits daß die RAF am Ende sei (siehe Frank- 
furter Rundschau vom 21.12.94, „RAF in 
ihrer klassischen Form ist tot“), andererseits 
daß sie nach wie vor die gesellschaftlichen, 
wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse 
der Bundesrepublik Deutschland dureh 
schwerste Straftaten gewaltsam verändern 
wolle (aus der Anklageschrift) — sie verfolgt 
mit ihrer Repression das, was Bezugspunkt 
sein könnte für eine emanzipatorische, in- 
ternationalistische Politik, die die Grenzen 
des bürgerlichen Systems aufsprengt. Hier- 
für steht in der Geschichte der BRD nicht 
zuletzt die Politik der RAFE 


Keine konstruierten Hirn- 
gespinste der BAW 


Auch wenn wir dem Verfahren gegen Ursel 
keine strategische Bedeutungfür die Staats- 
schutzbehörden beimessen, wäre es den- 
noch falsch, diese Kriminalisierung als 
„Überreaktion“ oder „konstruierte Hirnge- 
spinste“ der BAW zu bewerten. Mit ihrer 
Anklage zielt die BAW direkt gegen die Su- 
che nach Möglichkeiten revolutionärer Ver- 
änderungen, gegen die Kommunikation mit 
den Illegalen, gegen die politische Ausein- 
andersetzung mit den Gefangenen aus der 
RAF; damit verbunden zielt sie gegen die 
minimalsten Ansätze von Organisierung 
und den Willen, zur Strategiebildung revo- 
lutionärer Politik beizutragen. 
Durch die diversen Akten und Schrift- 
stücke der Ermittlungsbehörden zieht sich 
von Anfang bis Ende ein roter Faden, der 
politische Vorstellungen und Notwendig- 
keiten als kriminell bewertet, die für uns zur 
Rekonstruktion radikaler und revolutionä- 
rer Politik dazugehören: Versuche, ja bereits 
die Artikulation der Absicht, die Zersplitte- 
rung linker und revolutionärer Kräfte auf- 
zuheben und Grundlagen für die Erarbei- 
tung längerfristiger politischer Vorstellun- 
gen zur Umwälzung der gesellschaftlichen 
Verhältnisse zu erkämpfen. Die Entwick- 
lung einer bewußt vom Antagonismus aus- 
gehenden Politik. Die Eroberung selbstbe- 
stimmter Diskussions- und Kommunikati- 
onsstrukturen, die sich notwendigerweise 
der Kontrolle des Staates entziehen. 


Aus der Anklageschrift ist der deutliche 
Wille der BAW erkennbar, Ursel zu verur- 
teilen und sich weiterhin die juristische Op- 
tion zu sichern, über den § 129a in Zusam- 
menhang mit der RAF revolutionäre Politik 
zu kriminalisieren. 


Präventive Konterrevolution 


Innerhalb der letzten Jahren haben sich die 
sozialen und politischen Verhältnisse nicht 
nur in Europa gewaltig verändert. Heute 
müssen wir davon ausgehen, daß noch für 
längere Zeit global betrachtet die Konterre- 
volution einen strategischen Sieg errungen 
hat. Die imperialistische Bourgeoisie ist in 
der Offensive, während diejenigen Kräfte, 
die um Befreiung/um Kommunismus 
kämpfen, sich in der Defensive befinden. 

Entsprechend der jeweiligen Kräftever- 
hältnisse zwischen den Klassen hier wie in- 
ternational ist die Konterrevolution in den 
Metropolen präventiv darauf aus, Ansätze 
zur Örganisierung radikaler und revolu- 
tionärer Politik zu zerschlagen. 

So zielt das Eirmittlungsverfah- ___ 
ren nach $ 129 (Bildung einer kri- 
minellen Vereinigung) gegen 17 
Personen, denen Mitgliedschaft 
in der Autonomen Antifa (M) vor- 
geworfen wird, gegen den Aufbau | 
antifaschistischer-antikapitalisti- 
scher Organisierung und ihre ge- 
sellschaftliche Verankerung. Der 
Prozeß gegen sie soll im Frühjahr 
1996 vor dem Oberlandesgericht 
Lüneburg beginnen. Gleichzeitig 
sollen damit neue juristische 
Handhabungen durchgesetzt 
werden, die der Kriminalisierung 
antifaschistischer Organisierun- 
gen in der Zukunft dienen kön- 
nen. 

čin weiteres Beispiel ist das Verfahren im 
Zusammenhang mit der Zeitschrift „radi- 
kaļ“ nach {129 und 129a und die Verhaftung 
von vier angeblichen Mitgliedern der Re- 
daktion. Hiermit soll ein Projekt zerschla- 
gen werden, das sich über Jahre hinweg ge- 
gen alle Kriminalisierungsversuche durch- 
zusetzen vermochte, ohne von seiner Ziel- 
setzung der Verbreitung und kritischen Aus- 
einandersetzungmit'lexten von Militanten 
und Guerillagruppen abzurücken. Zeit- 
gleich fanden in diesem Zusammenhang 
zahlreiche Hausdurchsuchungen und Zeu- 
glnnenvorladungen wegen Ermittlungsver- 
fahren gegen die Antiimperialistische Zelle 
(AIZ) und die inzwischen aufgelöste Grup- 
pe K.O.M.ITE.E. statt. 

Diese staatliche Repression findet ihre 
Entsprechung in allen gesellschaftlichen 
Bereichen; in der Verpolizeilichung des All- 
tags, in massiver, gesetzlich legitimierter 
und von breiten Teilen der Bevölkerung ge- 
tragener Ausgrenzung sogenannter sozialer 
Randgruppen, schwarze Sheriffs in Kon- 
summeilen und Bahnhöfen, institutionali- 
sierte Zusammenarbeit zwischen Sozialar- 
beitern und Pädagogen mit der Polizei. 


Präventive Konterrevolution, die an den 
Orten, an denen gesellschaftliche Wider- 
sprüche aufbrechen bzw. Aufbrechen könn- 
ten, eine Situation umfassender und 
scheinbar unausweichlicher Präsenz sozia- 
ler Kontrolle und Unterwerfung herstellt. 


Was an Taten und Handlungen 
zur rechten Stunde fehlt, 
kann nachträglich nicht ersetzt 
werden (Rosa Luxemburg) 


Die aktuell anhaltende politische Defensi- 
ve der Linken und die Zersetzung der radi- 
kalen und revolutionären Linken aus dem 
politischen Kontext der letzten 20 Jahre ist 
eine Ausgangsbedingung des Verfahrens. 
Das bedeutet auch, daß der Prozeß gegen 
unsere Genossin mit der Zersetzung der re- 
volutionären Linken verknüpft ist. Zu dem 
Hintergrund des Verfahrens und zu dessen 
politischer Einordnung gehört die Staats- 
schutzoperation in Bad Kleinen im Sommer 


1993, in deren Folge die RAF-Mitglieder 


Wolfgang Grams erschossen und Birgit Ho- 
sefeld verhaftet wurde. Der Prozeß gegen 
Birgit Hogefeld läuft seit längerem vor dem 
Oberlandesgericht in Frankfurt, undim De- 
zember steht Bad Kleinen auf der Tages- 
ordnung. 

Ermöglicht wurde die Staatsschutzopera- 
tion durch den VS-Agenten Steinmetz, der 
sich viele Jahre in der linksradikalen Szene 
bewegt hat und der Kontakt zur RAF hatte. 
Seine „Hinterlassenschaften“ nutzen die 
Staatsschutzbehörden seit über zwei Jahren 
zu Hausdurchsuchungen, Vorladungen und 
Ermittlungsverfahren. Alleine gegen die Be- 
wohnerInnen der Fritzlarer Straße in Frank- 
furt wurden drei Hausdurchsuchungen 
durchgeführt, sowie mehrere Vorladungen 
zur „Zeugen“-Vernehmung vor die BAW zu 
erzwingen versucht. 

Auch Ursel kannte den VS-Agenten und 
hatte über vier Jahre Kontakt zu ihm. Siehe 
hierzu unsere Broschüre „Like a rolling sto- 
ne“. Auch darin hat der Prozeß einen Zu- 
sammenhangmit Bad Kleinen und dem VS- 
Agenten. Er basiert allerdings laut Aktenla- 
ge und Anklageschrift nicht auf Aussagen 
von Steinmetz. 

In Bade Kleinen hat sich die politische 


Niederlage der radikalen und revolu- 
tionären Linken manifestiert. Das politi- 
sche Debakel der revolutionären Linken 
wurde scharf im politischen (Nicht-)Um- 
sang mit Bad Kleinen, dem Mord an Wolf- 
sang Grams und dem VS-Agenten Stein- 
metz. Dies und das reaktionäre Klima in die- 
sem Land haben es den herrschenden Eli- 
ten leicht gemacht, ihre Krise um Bad Klei- 
nen zuzuschmieren, und sie konnten ohne 
politischen Legitimationsverlust zur lages- 
ordnung übergehen. 

Das, was über zwei Jahre und bis heute so 
gut wie nicht gelaufen ist, obwohl es exi- 
stentiell ist für den Aufbau einer revolu- 
tionären linken Kraft, kann und wird nicht 
an der staatlichen Kriminalisierung laufen. 
Insofern finden wir es notwendig, von der 
politischen Begrenztheit der Prozeßmobili- 
sierung und Prozeßführung auszugehen. 


Standortbestimmung 


Unsere politische Gegnerschaft zum kapi- 
talistischen, bürgerlichen System hört vor 

Gericht nicht auf. Staatsschutz- 
| prozesse stellen lediglich ein ande- 
. res Terrain der politischen Ausein- 
| andersetzung zwischen fundamen- 
taler Opposition und Staat dar. 
| Deshalb werden wir im kommen- 
| den Prozeß und in der Mobilisie- 
rung gegen ihn unsere politischen 
Positionen und Vorstellungen ge- 
ı gen diesen Versuch von Eintpoliti- 
| sierung und Kriminalisierung 
durch die Staatsschutzjustiz ent- 
wickeln. 

Eine Mobilisierung gegen diesen 
Staatsschutzprozeß stellen wir uns 
J entlang folgender politischer Lini- 

en vor: 


Die Staatsschutzjustiz als Klassenjustiz in 
den Mittelpunkt der Auseinandersetzung 
stellen 

Gerade in einer Zeit der politischen De- 
fensive der radikalen und revolutionären 
Linken, die geprägt ist von Abwehrkämpfen 
auf unserer Seite, und weil mittlerweile die 
Mystifikationen von geordneter Rechts- 
staatlichkeit selbst in linken Vorgärten 
blühen, ist es uns wichtig, in er Mobilisie- 
runggegen den Prozeßeinen politischen Be- 
griff über Wesen und Inhalt der Staats- 
schutzjustiz zu entwickeln. Hier reißen wir 
das nur grob an. 

Mit ihrer Hauptaufgabe, politische Geg- 
ner des Staates zu verurteilen, ist die Staats- 
schutzjustiz unmittelbarer Ausdruck der 
Konterrevolution und entsprechend die 
ausgeprägteste, bewußteste Form der Klas- 
senjustiz. 

„Die Gefahr für das Ganze geht von den 
organisierten Menschen aus“ -so in der Be- 
sründung des Entwurfs für ein politisches 
Strafrecht 1950. 

Die Staatsschutzsenate, die innerhalb der 
Justiz Sondergerichte darstellen, werden 
seither gegen — nicht nur revolutionären — 
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Widerstand eingesetzt. „lerrorismus“, 
„Unterstützung“, „Werbung“, „Kriminelle 
Vereinigung“ ... — bilden ihr begriffliches 
Gerüst für die Entpolitisierung antagonisti- 
scher Kämpfe. Widerstand wird zur krimi- 
nellen Handlung. 

„Unabhängigkeit der Justiz“, — „faire Ver- 
fahren“ - Gewaltenteilung“, das alles gehört 
zum schönen Schein bürgerlicher Justiz, der 
nur ideologisch verschleiert, was sie ihrem 
Wesen nach ist: Klassenjustiz. Sie ist ein In- 
strument zur Sicherung des staatlichen Ge- 
waltmonopols, und die die kapitalistische 
Gesellschaft bestimmenden Ausbeutungs- 
und Unterdrückungsverhältnisse werden 
noch in jedem Gesetz und mit jedem Ge- 
richtsurteil reproduziert und festgeschrie- 
ben. 

In der Klassenjustiz drücken sich unmit- 
telbar die innergesellschaftlichen und in- 
ternationalen Kräfteverhältnisse aus. Was 
heute als bürgerliches Recht und Gesetz 
durchgesetzt wird, wie z.. das Verbot der 
Kurdischen Arbeiterpartei PKK.oder die ras- 
sistischen Ausländergesetze, kann morgen 
durch den politischen Kampf und organi- 
sierten Widerstand zurückgedrängt wer- 
den. 


Die Linke muß eine Kraft werden, die in der 
Lageist, die Staatsschutzangriffe gemeinsam 
zurückzuschlagen. 

Selbstverständlich versucht der Staat, al- 
le Schritte seiner politischen Gegner zu sa- 
botieren, zu denunzieren, zu verhindern. 
Davon muß fundamentale linke Oppositi- 
on ausgehen, um ihre Ziele dagegen durch- 
setzen zu können. Darüber hinaus braucht 
es politisch konkrete Solidarität. Politische 
Gruppen oder Zusammenhänge können al- 
leine wederihre Ziele durchsetzen noch sich 
gegen die Repression behaupten. 

Es ist uns als politische Schwäche bewußt, 
daß diese Linie sehr stark an der weißen bun- 
desdeutschen Linken orientiert ist. Per- 
spektivisch braucht es eine Erweiterung, die 
die unterschiedlichen Kämpfe und Wider- 
stände gegen Klassenjustiz, Polizeiterror, 
Gefängnisse und soziale Kontrolle politisch 
integriert. Fine Entwicklung von Zusam- 
men-Kämpfen mit den politischen Gefan- 
genen, mit den Kurden und Kurdinnen, mit 
Migranten und Migrantinnen, mit rebelli- 
schen Jugendlichen ... gegen die reak- 
tionären staatlichen Angriffe. 

F. Dezember 1995 
basis, Alte Feuerwache, Am Landwehrplatz 2, 


66111 Saarbrücken 


M -Eine Staats- 
schutzkammer sucht 


eine kriminelle 
Vereinigung 


Dem Göttinger Tageblatt war zu entneh- 
men, daß die Staatsschutzkammer (SSK) 
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Lüneburg am 18.12.1995 der Presse ge- 
genüber Auskunft gab, den Prozeß gegen 17 
vermeintliche Mitglieder der Autonomen 
Antifa (MA) wegen „Bildung einer krimi- 
nellen Vereinigung ($ 129)“ nicht nach Göt- 
tingen zu verlegen. Mit dem heutigen Tage 
sind gnädigerweise auch die Verteidigerin- 
nen der 17 Angeklagten über die Entschei- 
dung der SSK informiert worden. Obwohl 
die SSK ‚volles Verständnis“ über den Un- 
mut der VerteidigerInnen heuchelt, 
schmettert sie alle Anträge der Verteidigung 
ab. 

1. Der Prozeß findet in Lüneburg statt. Bei 
den Angeklagten handele es sich „laut Ge- 
burtsdaten“ um Personen in einem „ver- 
gleichsweise jungen Alter“, so daß eine ge- 
wisse „Mobilität“ erwartet werden könne. 
Die Generalstaatsanwaltschaft (GSA) Cel- 
le vermutet eine „ungünstige örtliche At- 
mosphäre“ für einen Prozeß in Göttingen 
und prophezeit gar „Unruhen“. Dies 
„schließt eine Verlegung nach Göttingen 
aus“. Da das Landgericht Lüneburg keinen 
Sitzungssaal für 17 Angeklagte und ihre 34 
VerteidigerInnen besitzt, soll in einer ehe- 
maligen BGS-Kaserne, die z.Zt. noch als 
Zentrale Aufnahmestelle für Asylbewerbe- 
rinnen (ZAST) genutzt wird, verhandelt 
werden. 

2. Es bleibt bei drei Verhandlungstagen 
pro Woche, den angesetzten 114 Prozeßta- 
sen und dem Prozeßbeginn am 8.5.1996. 
Im übrigen seien die von der GSA „einge- 
führten Beweismittel derart umfangreich, 
daß eine mehrjährige Verfahrensdauer 
durchaus im Bereich des Möglichen liegt“. 
Damit hat die SSKeine Verteidigung bereits 
im Vorfeld verhindert. Es gelang bislang 
nicht, die benötigten 34 Verteidigerlnnen 
zu finden, die bereit sind, unter diesen mi- 
serablen Bedingungen ein Mandat zu über- 
nehmen. 

3. Laut SSK erfordere der bevorstehende 
Mammutprozeß zwei Verteidiger pro Ange- 
klagte/n. Sollten bis Mitte Januar 1996 kei- 
ne weiteren Verteidiger benannt werden, 
werde die SSK Verteidiger zwangsweise zu- 
weisen. 

Die SSK behauptet in ihrem Ableh- 
nungsbescheid vorsorglich, sie sei keine 
„kriegführende Partei“. De facto soll aber 
mit allen Mitteln ein politischer Schaupro- 
zeß gegen antifaschistische Politik durchge- 
zogen werden, der in diesem Ausmaß bis- 
lang einzigartig in der Geschichte der BRD 
ist. Der von der SSK jetzt bestätigte Eröff- 
nungsbeschluß für den Prozeß bedeutet 
schon jetzt ein Jahr Freiheitsentzug plus 
astronomische Geldstrafe für die Angeklag- 
ten, deren Vergehen darin bestehen soll, 
fünf Jahre lang Demonstrationen, Veran- 
staltungen und Ausstellungen gegen Fa- 
schismus organisiert zu haben. 

Autonome Antifa (M) 

zu erreichen über: Außenreferat, AStA der Uni Göt- 
tingen, Tel. 05 51/3945 69, Fax 3945 64. 
Spendenkonto für die Prozeßkosten: Antifaschisti- 
sche Liste, Kto-Nr. 150 497 006, Sparkasse Göttin- 
gen, BLZ 260 500 01, Stichwort: „Solidarität“ 


Hamburg, 
16.12. 


Fast 5000 Menschen aus der ganzen 
Bundesrepublik demonstrierten am | 
16. 12. in Hamburg gegen die Repressi- 
onswelle, mit der die Staatsgewalt radi- 
kale Opposition mundtot zu machen 
versucht. Wir haben auf den vergange- 
nen Seiten jüngste Entwicklungen die- 
ser Repression dokumentiert und veröf- 
fentlichen im folgenden einige der Re- 
den, die auf der Demonstration gehalten 
bzw. wegen des vorzeitigen Abbruchs 
nicht mehr gehalten werden konnten. 
Die Staatsgewalt hat von Anfang an 
versucht, die Demonstration, ohne sie 
formell zu verbieten, faktisch zu unter- 


| binden. Auflagen sollten sie aus der be- 


lebten Innenstadt völlig heraushalten 
und in unbelebte Gebiete abdrängen, so 


| daß die Vermittlung der politischen Zie- 


le und Forderungen - vor allem Einstel- 
lung der Verfahren vom 13.6. und Auf- 
hebung.der Haftbefehle sowie der §§ 129 
und 129a - an die Öffentlichkeit extrem 
eingeschränkt war. Fine aus der Innen- 
behörde lancierte Medienkampagne le- 


| gitimierte einen Polizeieinsatz, wie ihn | 


Hamburg lange nicht mehr gesehen hat: 
Einkesselung der Demonstration wie ei- 
nen Gefangenentransport, schweres 
Gerät en masse, am Gänsemarkt tief- 
sestaffelte Polizeiketten vo acht Wasser- 
werfern und ungezählten Panzerwagen, 
Sperrung von Teilstrecken der U-Bahn, 
später in der Innenstadt ließen Polizei- 
ketten alle paar Meter die Stadt wie im 
Belagerungszustand erscheinen. 

Aufgrund der massiven Behinderung 
wurde die Demonstration vorzeitig ab- 
gebrochen, viele der Demonstrierenden 
schafften dann noch den Weg zurück in 
die Innenstadt, wo sie sich unter laut ge- 
rufenen Parolen immer wieder sammeln 
konnten. 

‘Irotz der massiven Einschränkungen 
war die Demonstration ein Erfolg. Ihre 
politische Stärke machte auch aus, daß 
viele Momente von Widerstand und Ge- 
senwehr zum Ausdruck kamen — gegen 
die Repression, gegen Abschiebepolitik 
und Abschaffung des Asylrechts, gegen 
den Einsatz von Bundeswehr und Nato 
in Jugoslawien, gegen die Kurdenverfol- 
sung, für die Freilassungaller politischen 
Gefangenen ... 

Die Vorbereitungsgruppe gibt dem- 
nächst eine Broschüre zur Demonstrati- 
on heraus, die u.a. alle Reden enthält. 
(Red.) 


Ehem. Gefangenen im radikal-Verfahren 
Solidarität ist 
unsere größte Kraft 


Hallo, ich bin Cracker, einer der vier ehe- 
maligen Gefangenen im radikal-Verfahren. 

Als ich vor ca. 2 Monaten von der Idee für 
diese Demo gehört habe, hatte ich gerade 
vier Monate Isolation hinter mich gebracht. 

Worte dafür zu finden, was Isolation be- 
deutet, sie anderen begreifbar zu machen, 
ist fast nicht möglich, denn es gibt keine 
Worte, die das Nichts beschreiben könnten. 
Keine Schilderung von perfider Knastarchi- 
tektur oder von medizinischen Folgeschä- 
den kann den Reizentzug hinreichend ver- 
deutlichen. Das einzige, was ich versuchen 
kann, ist, meinen Umgang damit und die 
Auswirkungen auf mich so genau wie mög- 
lich darzustellen. 

Die Isolation bedeutete für mich vor al- 
lem, jeden Morgen wach zu werden mit dem 
Gedanken im Kopf, wieder einen Tag vor 
mir zu haben, an dem ich mich bis zum 
Abend durchkämpfen muß. Jeden Morgen 
wieder mit dem Schmerz in der Brust auf- 
zuwachen, den die Trennung von meinen 
Freundinnen und Freunden hervorrief. Ge- 
gen die Konfrontation mit dem System 
Knast konnte ich mich wehren, aber für den 
Entzug von menschlichen Kontakten, das 
Fehlen von Information gibt es keinen Er- 
satz. Ich habe versucht, die Auswirkungen 
der Haft auf meine Psyche und meinen Kör- 
per zu erkennen, die Rückmeldung über die 
eigene Person ist im Knast aber unmöglich. 
Erst nach meiner Entlassung habe ich die 
Dimension erkennen können. Ich konnte 
z.B. einem Gespräch nicht mehr folgen, 
wenn zwei Personen gleichzeitig geredet ha- 
ben oder wenn im Hintergrund Geräusche 
waren, und habe seitdem Schwierigkeiten, 
mir Dinge zu merken. Aber dies ist nicht der 
Ort, alles dazu zu sagen, ich hoffe, ich fin- 
de die Möglichkeit, in Veranstaltungen dar- 
über zu berichten. 

Im Knast habe ich trotz rigoroser Post- 
zensur das Gefühl, von den Soliaktionen 


hier draußen doch eine ganze Menge mit- 
zukriegen, und war begeistert, wie vielfältig 
die ganzen Aktivitäten sind. Erst jetzt habe 
ich erfahren, wieviel tatsächlich passiert ist 
und wie wenig ich bisher erst wußte. An je- 
der Ecke entdecke ich wieder neue Plakate, 
und überall liegen Infoblätter aus ... Und 
ich kann sagen, daß ich überwältigt bin. Die 
ganze Zeit im Knast hat mich die Unter- 
stützung von draußen immer wieder aus 
den tiefen Löchern herausgeholt, hat mich 
die Wärme durch die Mauern erreicht, die 
vielen Briefe sind einer meiner größten 
Schätze geworden. 

Ein Ausdruck für die Wirkung der ge- 
samten Soliaktionen war ja schließlich 
auch, daß ich in den letzten 3 Wochen noch 
von Neumünster nach Stralsund und nach 
Neubrandenburg verlegt wurde, weil die 
Knäste und die Bundesanwaltschaft Angst 
vor den Knastkundgebungen hatten, die ja 
bereits bundesweit nahezu verboten wur- 
den. Auch die Einschränkung der Demo 
heute mit dem Innenstadtverbot spiegelt 
den Versuch wieder, der für die ganzen Ver- 
fahren, die z.Zt. laufen, steht, Näm- 
lich unsere Inhalte zu kriminalisie- 
ren, zu verbieten und wegzusperren. 

Aber das wird ihnen nicht gelin- 
gen. In einer Zeit, in der Menschen, f 
die vor Folter, Mord und Unter- | 
drückung oder vor Hunger fliehen, f 
als „Asylbetrüger“ diffamiert wer- 
den, in der die BRD in ihrem Groß- 
machtstreben wieder militärisch an- 
fängt, sich Gebietsansprüche zu si- 
chern oder auch „nur“ die ohnehin 
sozial bereits Schwachen und Aus- 
segrenzten in dieser Gesellschaft für 
den Profit der HERRschenden zah- 
len müssen, wird es auch weiterhin 
Menschen geben, die all das benen- 
nen und versuchen, daran etwas zu 
ändern. 

Mit dem Konzept dieser Demo, 
die Vielfältigkeit von linksradikalem 
Widerstand darzustellen, und auch 
mit dem Versuch, in der Soliarbeit 
mit lange bestehenden Gräben un- 
ter uns umzugehen, haben wir einen 


wichtigen Schritt getan, um den Angriff 
vom 13.6.95 ins Leere laufen zu lassen. 

Denn Solidarität ist die größte Kraft, die 
wir haben, und in ihr können wir die größ- 
te Stärke entwickeln. Unsere Entlassung vor 
einer Woche istabernurein’leilerfolg, denn 
mit den Auflagen hat sich die Bundesan- 
waltschaft ein willkürlich einsetzbares Mit- 
telerhalten, uns sofort wiedereinzuknasten. 
Und mit der Auflage, daß wir vier uns nicht 
treffen dürfen, soll die Soliarbeit natürlich 
massiv behindert werden, Ich denke, wir 
werden dies nicht hinnehmen. 

Unsere weitere Arbeit muß sein, die Ein- 
stellungaller Verfahren durchzusetzen, und 
damit meine ich auch die neuen Verfahren 
in Frankfurt mit der Inhaftierung von vier 
Menschen in Beugehaft. Aber auch die Ver- 
fahren gegen die Untergetauchten im Ko- 
mitee-Verfahren und im radikal-Verfahren 
und alle anderen. 

Auch wenn sie diese Worte wohl nicht 
hören können, möchte ich Peter, Bernhard 
und Peter sowie Jutta, Uli, Matthes und 
Frank ganz herzlich grüßen, in der Hoff-, 
nung, daß sie diese Botschaft trotzdem er- 
halten. Ihr könnt Euch sicher sein, wir wer- 
den Euch nicht vergessen, auch dafür ist 
diese Demo heute ein Zeichen. 

Wir sind nicht alle, es fehlen die Gefan- 
genen und die Untergetauchten! 


Antiimperialistisches Jugendbündnis 
Gemeinsam 
kämpfen gegen 
imperialistische Aus- 
beutung und Krieg 


Genossinnen und Genossen, sonstige An- 
wesende, 
Wir werden mit dieser Demonstration an 


dem 76er Kriegsklotz vorbei ziehen. Des- 
halb einige Anmerkungen zu diesem 
Schandpunkt. Der Kriegsklotz mit dem Ver- 
brecherspruch „Deutschland muß leben, 
und wenn wir sterben müssen“ ist 
kein zerfallendes Symbol einer un- 
tergegangenen Gesellschaft. Er 
wird heute von einem honorigen 
Verein des Hamburger Bürgertums 
gepflegt, der sich zur Aufgabe ge- 
macht hat, das 76er Regiment und 
seine Geisteshaltung in Ehren zu | 
halten. Diese Geisteshaltung des 
Militarismus ist in dieser Gesell- 
schaft nicht totzukriegen. Ganz im | 
Gegenteil, nach 45 gab es zwar ci- | 
ne kurze Phase, wo Militarismus | 
vorerst diskreditiert erschien. Dies | 
änderte sich aber ganz schneil ge- 
sen den massenhaften Widerstand | 
der antifaschistischen und antimi- | 
litaristischen Teile der Bevölkerung, | 
Schon 1955 wurde die BRD wie- 
derbewaffnet. Danach hat sie 30 
Jahre als Frontstaat im Kalten Krieg, bis an 
die Zähne bewaffnet, gierig auf jedes neue 
Vatfensystem, wie Neutronenbombe und 
Pershing Il, gegen die realsozialistischen 
Länder operiert. Der deutsche Imperialis- 
mus hat nach dem Zusammenbruch der 
osteuropäischen realsozialistischen Staaten 
und dem damit einhergehenden Anschluß 
der DDR seine letzten Fesseln aus Potsdam 
verloren. Nun hat er seine Maske tallenge- 
lassen und betreibt wieder eine Politik der 
weltweiten Durchsetzung der ökonomi- 
schen und politischen Interessen. Dies wird 
offen in den verteidigungspoliti- 
schen Richtlinien formuliert, wo als 
Aufgabe der Bundeswehr definiert 
wird, den freien Zugang zu Roh- 
stoffen und Märkten zu sichern. 
Diese Remilitarisierung erreichte 
am 1.9.95 durch den Finsatz von 
deutscher Tornados in Ex-Jugosla- 
wien einen vorläufigen Höhepunkt. 
Als weiteres ist die Entsendung 
deutscher Truppen zur Unterstüt- 
zung der NATO-Durchführungs- 
Truppen im Bundestag beschlossen 
worden. Diese Entsendung von 
4000 Mann Bodentruppen in das 
Kriegsgebiet dient dem Erlangen 
der vollen militärischen Hand- 
lungsfähigkeit. dies braucht die BRD als 
führende europäische Wirtschaftsmacht. 
Schon heute ist die BRD die zweitgrößte 
Rüstungsexporteurin der Welt und scheu- 
te sich nie, selbst faschistische Regimes mit 
sogenannter Ausstattungshilfe unterstützt, 
wie zum Beispiel die Türkei in ihrem Krieg 
gegen die KurdInnen und ihrem Befrei- 
ungskampf. 
Der Militarismus der Außenpolitik findet 
sein Pendant in der immer repressiver wer- 
denden Innenpolitik der imperialistischen 
BRD. Dies zeigt sich sowohl an den Verhaf- 
tungen und Hausdurchsuchungen vom 
13.6.95, den Verbotsverfügungen von 
Kanther gegen die meisten kurdischen Or- 
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ganisationen oder das Verbot der Solida- 
ritätsdemo vom 18.11.95 in Köln. 

Selbst die Pressefreiheit, immer gerne als 
Glanzstück der sog. „freiheitlichen Demo- 


kratie“ gehandelt, gilt den Herrschenden 
vor dem Hintergrund ihrer deutschen Groh- 
machtträume als überholt. Dem haben sich 
die bürgerlichen Medien generell im vorau- 
seilenden Gehorsam angepaßt, bis daß es 
sogar ihnen zuviel geworden ist und sie nun 
eine Verfassungsklage eingereicht haben. 
Daher wird sie mit dem Vorwand der ‚Ver- 
hinderung von Straftaten“ ausgeheilt. Da- 
bei geht die Staatsanwaltschaft mit einer 
unglaublichen Frechheit vor — Durchsu- 
chungen bei Redaktionen bis weit ins bür- 


gerliche Lager sind bei weitem keine Sel- 
tenheit mehr. 

Die Bundesanwaltschaft als Kettenhund 
des Kapitalismus zeigt den Medien ganz 
deutlich, wo sie die Grenzen setzt - und wo 
ungefragt kritisiert wird, läßt sich immer ei- 
ne Straftat finden. Geübt in der Konstrukt- 
bildung, ist es der Bundesanwaltschaft kein 
Problem, eine Redaktion als „kriminelle 
Vereinigung“ zu verfolgen. Hier geht es gar 
nicht darum, ob die Angeklagten etwas mit 
Straftaten zu tun haben oder nicht, es geht 
nicht einmal darum, ob sie überhaupt etwas 
mit der radikal zu tun haben - es geht dar- 
um, ein Exempel zu statuieren. Fine Zeit- 
schrift wie die radikal ist deshalb der ge- 


ballten Repression ausgesetzt, weil sie sich 

im Begriff der herrschenden Verhältnisse 
BEWUBT illegal organisiert hat. 

Sie wird zusammen mit anderen militan- 

ten Gruppen und Organisatio- 

A nen, wie AIZ, KOM.LTEE., 

RAF und anderen verfolgt, ge- 

rade weil sie an der Notwendig- 

keit von Widerstand gegen die 


"24% | zerstörerische imperialistische 


Realität festhalten. Wer Wider- 
stand gegen die Politik der Herr- 
‘= | schenden leistet, die will der 
| Staat im Knast verschwinden 
‘4 lassen. 
4 Wir grüßen alle revolu- 
“| tionären, antiimperialistischen 
<] Verfolgten und Inhaftierten. 
| Für eine Neuorganisierung 
der Widerstands ist es notwen- 
| dig, die Erfahrungen der Ver- 
| folgten und Inhaftierten der 
| Klassenjustiz einzubeziehen. 
Laßt uns gemeinsam kämpfen, 
gegen imperialistische Ausbeutung und 
Krieg. Zusammen gehört uns die Zukunft. 


Vorbereitungsgruppe zu Bad Kleinen 
Wir wollen nicht, 


daß die Justiz das 
letzte Wort hat 


Hallo! 

Wir grüßen Ralf, Andreas, 
Werner und Rainer. Das ist 
schön, seid gegrüßt! Viel Kraft 
auch den Vieren, die jetzt nicht 
hier sein können und die mit 
euch angeklagt sind und wegge- 
gangen sind! 

‘Trotzdem ist das jetzt nur ei- 
ne kleine Freude. Aus den letz- 
ten Jahren der Geschichte von 
Widerstand und Repression gibt 
es noch viele politische Gefan- 
gene, Menschen, die in die lle- 
galität oder aus politischen 
Gründen ins Exil gegangen sind. 

Es sieht so aus, als ob die Geschichte im- 
mer wieder neu begonnen wird und Erfah- 
rungen nicht in die Gegenwart einfließen. 
Die Repression hat da ihren Boden, wo wir 
schwach sind, nämlich bei unserer Ge- 
schichtslosigkeit. Der Staat wirkt mit seiner 
Repression in unseren Aufsplitterungspro- 
zeß. 

Ein Beispiel dafür sehen wir in unserem 
Schweigen und Nichtverhalten zu den Er- 
eignissen in Bad Kleinen im Sommer 1993, 
dort wurde Wolfgang Grams erschossen, 
Birgit Hogefeld verhaftet und eine Auf- 
klärung der ganzen Situation verhindert. 
Möglich wurde der Mord an Wolfgang 
Grams durch den Verfassungsschutzagen- 


ten Klaus Steinmetz, der die polizeilichen 
Sondereinheiten und die GSG-9-Männer 
an die RAF heranführte. Er trägt auch die 
Mitverantwortung dafür, daß viele Ermitt- 
lungsverfahren laufen und daß seit Anfang 
dieser Woche 4 Leute aus Frankfurt in Beu- 
gehaft sitzen, weil sie sich weigern, Aussa- 
gen zu machen. 

Für die Staatsorgane wurde Bad Kleinen 
zu einem Skandal. Sogar aus dem für sie 
peinlichen Verschleierungsversuch und sei- 
nen Konsequenzen, dem Rücktritt von In- 
nenminister Seiters, zogen sie noch Profit 
und setzten mit seinem Nachfolger, dem 
Hardliner Kanther, dem ganzen die Krone 
auf. Kanther zeigt nur zu deutlich, wohin 
die Innenpolitik Deutschlands führen soll: 
nach rechts. Die faktische Abschaffung des 
Grundrechts auf Asyl und das sogenannte 
„PKK-Verbot“, das die Grundlage für den 
Mord an Halim Dener war, sind Beispiele 
dafür. 

Im Nachhinein wird versucht, mit Bad 
Kleinen Geschichte zu verdrehen und ab- 
zuschließen. Am 5. Dezember hat im Pro- 
zeß gegen Birgit Hogefeld vor dem Frank- 


furter Oberlandesgericht der Komplex zu 
Bad Kleinen begonnen. Birgit Hogefeld soll 
u.a. wegen sechsfachen Mordversuchs an 
den B. in Bad Kleinen zu lebenslanger Haft 
verurteilt werden. Die Behauptung, Wolf- 
gang Grams hätte Selbstmord gemacht, 
dient dem Senat und der Bundesanwalt- 
schaft als Grundlage. 

Wir finden, es ist nicht nur die Privatsa- 
che von Birgit Hogefeld, für ihre Geschich- 
te und die Wahrheit zu kämpfen. Mit Bad 
Kleinen und den Lügen danach wird ein Teil 
unseres Widerstandes liquidiert, wenn wir 
weiter schweigen und nichts tun. Wir wol- 
len das nicht zulassen, wir wollen nicht, daß 
die Justiz das letzte Wort hat. Deshalb 
möchten wir im nächsten Jahr nach Bad 
Kleinen mobilisieren, um dort unsere Wirk- 
lichkeit ihren Lügen entgegenzusetzen. Un- 
ter dem Motto: „Auf nach Bad Kleinen“ pla- 
nen wir, am Ort des Geschehens einen Ak- 
tionstag zu veranstalten, an dem wir mit 
vielfältigen Formen unser politisches Anlie- 
gen in die Offentlichkeit bringen wollen. 
Dazu findet am 14.1.1996 ein bundesweites 
Vorbereitungstreffen statt - kommt alle! 
Solidarität mit Birgit Hogefeld, allen ande- 
ren politischen Gefangenen aus dem linken 
Widerstand und mit den Verfolgten! 


Demonstration am 9.12. in München 


Für das Recht auf 
Leben kämpfen 


Am 9.12., am Vortag zum Tag der Men- 
schenrechte, fand in München eine De- 
monstration statt. Wir veröffentlichen ei- 
nen kurzen Bericht und ein Grußwort von 
Rolf Heißler, Gefangener aus der RAR 

Gekommen waren ca.. 200 Leute v.a. aus 
München und Nürnberg/Fürth. Die Polizei 
war auch zahlreich vertreten, hielt sich aber 
weitgehend im Hintergrund. Dafür nervte 
die Penetranz der herumstreunenden Zi- 
vilb. 

Es gab keine außergewöhnlichen Aufla- 
sen, auch kein Verbot von Seitentranspa- 
renten, wie oft in München. So unterschied 
sich die Umgehensweise mit der Demon- 
stration eklatant von dem massiven Vorge- 
hen gegen die Besetzung des kurdischen El- 
ternvereins am Wochenende davor oder ge- 
gen von der Kurdistan-Solidarität angemel- 
deten Veranstaltungen. 

Natürlich war die permanente Kriminali- 
sierungskampagne gegen die KurdInnen 
hier und speziell in München auch Thema 
von zwei Redebeiträgen bei der Auftakt- 
kundgebung am Sendlinger Tor. 

Am Frauen- und Jugendknast in Neudeck 
wurden v.a. Grüße an Senem über die Mau- 
ern gerufen, die vor einigen Wochen im kur- 
dischen Elternverein festgenommen wurde 
und seither dort gefangengehalten wird. Von 
einem afrikanischen Genossen wurde ein 
Lied vorgetragen, welches dieser extra für 
die Demonstration komponiert hatte, für 
die Freiheit von Mumia und allen anderen 
politischen Gefangenen. Außerdem gab es 
ein Grußwort von Rolf Heißler, Gefangener 
aus der RAE derzeit in Frankenthal, und ei- 
nen Beitrag von Günter Sonnenberg aus der 


Angehörigengruppe und ehemaliger Gefan- 
gener aus der RAE Auf der Abschlußkund- 
sebung wurde noch ein Grußwort einer zeit- 
gleich zur gleichen Thematik stattfinden- 
den Kundgebung in Heidelberg verlesen. 
Insgesamt kann Menschen von einer po- 
litisch geschlossenen und soweit erfolgrei- 
chen Demonstration in München sprechen, 
zu der allerdings etwas mehr Menschen hät- 
ten kommen können. 
Infobüro für die Solidarität mit den politischen Ge- 
fangenen Nürnberg 


Grußwort von 


Rolf Heißler 


Die weltweite Kampagne für die Rettung 
von Mumias Leben hatte einen ersten Fr- 
folg. Die USA sahen sich zur Aussetzung 
seiner Hinrichtung gezwungen und hoffen 
durch das in die Welt gesetzte Signal der 
Überprüfungdes Urteils, die Solidarität wie- 
der eindämmen zu können, um das staatli- 
che Ziel: die Vernichtung des politischen 
Gegners, dennoch zu erreichen. 

14 Jahre Todeszelle, 14 Jahre "Iotalisolati- 
on sind 14 Jahre weiße Folter. Und das soll 
auf ungewisse Zeit fortgesetzt werden. Mu- 
mia selbst hat beschrieben, wie viele unter 
diesen menschenvernichtenden Bedingun- 
gen bereits vor ihrer staatlich legitimierten 
Ermordung zerbrechen. Der Angriff gegen 
Mumias Leben ist mit der Aussetzung der 
Hinrichtung nicht beendet, sondern setzt 
sich so lange fort, wie er im Knast ist und 
handlungs- und artikulationsfähig bleibt. 

Selbst wenn der Imperialismus Zuge- 


11 


ständnisse macht, ändert sich nichts an sei- 
nen Zielen: der ungezügelten „Freiheit“ des 
Kapitals und der Globalisierung des Mark- 
tes zu Lasten der Menschen, wie auchanden 
sogenannten Friedensverhandlungen oder - 
abkommen von El Salvador über den britisch 
besetzten Teil Irlands bis hin zu Palästina zu 
sehen ist. 

Der gemeinsame Kampf drinnen wie 
draußen zwang die BRD bei uns zur Aufga- 
be der Isolationsfolter, Modifikation der 
Sonderbehandlung und letztlich auch zur 
KGTI-Initiative, der staatlichen Planung 
auch unserer Freilassung auf Bewährung 
was der Öffentlichkeit eine Normalisierung 
vorgaukeln sollte, in Wahrheit jedoch ledig- 
lich auf Spaltung und Unterwerfung zielt. 
Die psychischen und physischen Auswir- 
kungen der weißen Folter sind nicht mit de- 
ren Ende abgeschlossen und, wenn über- 
haupt, auf jeden Fall nicht in der Gefan- 
genschaft regenerierbar. Bei der roten Fol- 
ter wurde dem mittlerweile durch Einrich- 
tung vieler Rehabilitationszentren Rech- 
nung getragen, bei der weißen ist es wissen- 
schaftlich noch weitgehend unerforscht. 

Die BRD war Frontstaat gegen die realso- 
zialistischen Länder und Hinterland für die 
Bekämpfung der Befreiungsbewegungen in 
den drei Kontinenten. Nach dem Zusam- 
menbruch des Realsozialismus geht nicht 
nur die polizeiliche und paramilitärische 
Unterstützung der Aufstandsbekämpfung 

weltweit weiter, sondern wird auch die Bun- 
an verstärkt zur Sicherstellung der 
Globalisierung des Marktes eingesetzt. 

Am deutlichsten ist das in der Kooperati- 
on bei der Bekämpfung des kurdischen 
Volkes zu sehen. Nach außen wird das türki- 
sche Regime uneingeschränkt politisch, öko- 
nomisch und militärisch von der BRD un- 
terstützt, nach innen werden die Freiheits- 
bestrebungen des kurdischen Volkes durch 
das Verbot der legitimen Vertretung des kur- 
dischen Volkes, der PKK und ihren Organi- 
sationen, kriminalisiert. Hunderte von Kurd- 
innen und Kurden hocken unterdessen in 
bundesdeutschen Knästen und werden teils 
wie auch die Genossen aus dem angeblichen 
radikal-Zusammenhang gleichermaßen iso- 
lationsgefoltert, wie wir einst wurden. Die 
menschenrechtswidrigen Methoden zur 
Vernichtung des politischen Gegners haben 
sich in der BRD in den letzten Jahren um 
nichts geändert. 

Morgen zum "lag der Menschenrechte 
werden wir einmal mehr hübsche State- 
ments von den Politiker-inne-n hören, die 
Grünen vorneweg, sie werden sie für an- 
derswo einfordern, aber für hier weiterhin so 
tun, als seien sie gewährleistet, als ob das 
Recht auf Leben nicht auch hier genügend 
Menschen verweigert würde. 

Die Menschenrechte erkämpfen heißt, 
universell für das Recht auf Leben zu kämp- 
fen. 


u 
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Christel Fröhlich in Rom im Knast 


Keine Auslieferung 


nach Frankreich! 


Am 28. Oktober 1995 wurde Christel Fröh- 
lich-Padula in Rom von einer Spezialeinheit 
widerrechtlich verhaftet. Sie war mit be- 
sonderer Genehmigung des italienischen 
Innenministeriums nach Rom gereist, um 
dort ihren inhaftierten Ehemann Sandro 
Padula zu besuchen. 

Nach ihrer Verhaftung ging ein interna- 
tionaler Haftbefehl der französischen 
Behörden gegen sie ein. Begründung für den 
Haftbefehl ist ein Sprengstoffanschlag aus 
dem Jahr 1982 in Paris, Rue Marboeuf, der 
gegen eine aräbische Wochenzeitung ge- 
richtet war (zu diesem Anschlag hat nie ei- 
ne Organisation die Verantwortung über- 
nommen). 

Frankreich will einen Antrag auf Auslie- 
ferung von Christel stellen. 

Am 20. November 1995 reisten drei fran- 
zösischen Polizeibeamte nach Hannover. 
Begleitet von Beamten des Bundeskrimi- 
nalamtes (BKA), der hannoverschen politi- 
schen Polizei sowie einem hannoverschen 
Staatsanwalt traten sie in Aktion: 

— Sie brachen Christels Wohnungauf und 
durchsuchten sie etwa fünf Stunden. Sie 
nahmen einen PC, Landkarten und per- 
sönliche Aufzeichnungen mit. (Christels 
Wohnung wurde bereits am 10. Juni 1992 
gründlich durchsucht. Das damalige Er- 
mittlungsverfahren wurde 1993 einge- 
stellt.) 

— Auf Antrag der französischen Behörden 
wurden in Hannover zehn Personen als Zeu- 
sinnen geladen. Ziel war, das persönliche 
Umfeld von Christel zu durchleuchten. 

Der Staatsanwalt versicherte sich persön- 
liche Telefonanrufe am Arbeitsplatz und zu 
Hause, daß die Geladenen auch erscheinen. 
Eine Frau teilte per Fax mit, daß sie krank- 
geschrieben, also arbeitsunfähig sei und 
nicht käme: Sie wurde mit Hilfe der Beam- 
ten des BKA, der hannoverschen Polizei und 
einer Amtsärztin zur Vernehmung geholt. 

Nur drei ZeugInnenvernehmungen 
konnten bisher stattfinden, und zwar im 
Beisein der drei französischen Polizeibeam- 
ten sowie von BKA und Beamten der Poli- 
zeidirektion Hannover. 

Alle Einwände seitens der Rechtsanwäl- 
tInnen, daß es sich hier um eine staatsan- 
waltliche Vorladung handele, bei der im all- 
gemeinen Polizeibeamte nicht anwesend 
seien, wischte der Staatsanwalt vom Tisch. 

Der Staatsanwalt als Büttel der französi- 
schen Polizei. 

Soweit Fragen bekannt wurden, bezogen 


sie sich auf die persönlichen Beziehungen 
der ZeugInnen in den 70er Jahren. Welchen 
Zusammenhang sie mit Christels Haftbe- 
fehl haben, ist schleierhaft. 

Augenscheinlich haben die Ermittlungen 
gegen Christel nicht zu Ergebnissen ge- 
führt, um hier in der BRD einen Prozeß ge- 
sen sie eröffnen zu können. Auch hätte 
Christel nach deutschem Recht nicht von 
hier nach Frankreich ausgeliefert werden 
dürfen. 

Christels widerrechtliche Verhaftung 
wurde nur möglich durch die Zusammen- 
arbeit von deutschen, französischen und 
italienischen Behörden. 

Wir fordern: 

— keine Auslieferung nach Frankreich 

— Christels sofortige Freilassung 
Solidaritätsgruppe zu Christel Fröhlich, c/o anna- 
bee Buchladen, Gerberstr. 6, 30169 Hannover. 
Solidaritätskonto für Christel Fröhlich: Willms, 
Kto-Nr.: 32437196, BLZ 250 501 80, Stadtsparkas- 


se Hannover 


Am 25.10.95 wurde Christel Fröhlich-Pa- 
dula in Rom verhaftet. Christel ist die Über- 
setzerin des Buches „Die goldene Horde“ 
von Nanni Balestrini und Primo Moroni, er- 
schienen im Verlagder Buchläden Schwarze 
Risse Berlin und Rote Straße Göttingen, 
und Mitübersetzerin des Buches „Der Ver- 
leger“ von Nanni Balestrini, erschienen im 
Verlag Libertäre Assoziation Hamburg. 

(...) Begründet wurde der Haftbefehl mit 
einem Sprengstoffanschlag aus dem Jahr 
1982 in Paris, der gegen eine arabische Wo- 
chenzeitung gerichtet war. 

Der erste Verhörversuch dazu fand bereits 
1982 durch einen französischen Richter 
statt. Zu diesem Zeitpunkt war Christel we- 
gen Sprengstoffbesitzes in Italien inhaftiert. 
Nach ihrer Haftentlassung 1988 kehrte sie 
nach Hannover zurück. Die Ermittlungen 
wurden — mal offen, mal verdeckt — weiter- 
seführt, aber in der BRD 1993 eingestellt. 

(...) Da Christel von der BRD nicht aus- 
geliefert werden kann, ist es völlig offen- 
sichtlich, daß die Genehmigung der Einrei- 
se nach Italien nur dem Zweck ihrer Ver- 
haftung diente. Wir fordern: 

Keine Auslieferung von Christel Fröhlich 
nach Frankreich 

Christels sofortige Freilassung 

Verlag der Buchläden Schwarze Risse Berlin / Rote 
Straße Göttingen; Buchladen Rote Straße Göttin- 
gen; Buchladen Schwarze Risse Berlin; Verlag Li- 
bertäre Assoziation Hamburg 


b der Prozeß wie vorgeschen am 
(>: stattfand, ist uns bei Re- 
daktionsschluß nicht bekannt. Ur- 
sula jedenfalls war wegen ärztlich attestier- 
ter Krankheit verhindert, zum Prozeßter- 
min zu erscheinen. Wir veröffentlichen ei- 


ne Erklärung zum Prozeß. 


Am 28.12. 1995 soll vor dem Amtsgericht in 
Saarbrücken das Hauptverfahren nach § 185 
StGB ( „Beleidigung“ von zivilen Polizeibe- 
amten) gegen mich eröffnet werden. 

Die zuständige Richterin Frau Kirchberg 
hat mich im Juni 1993 aufgrund einer De- 
monstration und anschließenden Blockade 
der Wilhelm-Heinrich-Brücke in Saar- 
brücken, anläßlich der Pogrome in Rostock 
im August 1992, schon einmal wegen „Nöti- 
sung...“ verurteilt. 


„Bevor die Polizisten uns 
schlagen, sagen sie, daß sie es 
tun, weil sie die Schwarzen 
hassen“ (Zitat eines Flüchtlings 
aus Nigeria, in Bremen) 


Anlaß für den jetzigen Prozeß ist eine poli- 
zeiliche Personenkontrolle gegen „nicht- 
deutsch aussehende“ Menschen. Am 13. Ju- 
li gegen 24.00h wurde im Nauwieser Viertel 
ein Schwarzer von zwei Zivilpolizisten fest- 
gehalten und kontrolliert. Ich kam an der 
Polizeikontrolle vorbei und ging auf den 
Kontrollierten zu. Ich wollte wissen, ob ich 
ihm behilflich sein kann, und ich wollte ihn 
nicht mit der deutschen Polizei alleine las- 
sen. Als ich auf die Kontrollstelle zuging, 


sprach mich einer der beiden Zivilpolizisten 
mit Nachnamen an und forderte mich auf, 
weiterzugehen. Für mich war es selbstver- 
ständlich, dieser Aufforderung nicht nach- 
zukommen. Den Zivilpolizisten machte ich 
unmißverständlich klar, daß ich keinerlei In- 
teresse an einem Dialog mit ihnen habe. 
Daraufhin setzte ich mein Gespräch mit 
dem Schwarzen fort, der mir bestätigte, daß 
es sich um eine Personenkontrolle handelt, 
und sagte, daß er schon länger hier stehe. 


Prozeß gegen Ursula M., Saarbrücken 


„An der 


Strafverfolgung 
besteht ein beson- 
deres öffentliches 

Interesse“ 


Im Laufe unseres Gesprächs fragte er mich, 


ob ich verstehe, warum er so oft polizeilich 
kontrolliert werden. Ich sagte ihm, daß dies 
damit zusammenhängt, daß die deutsche 
Polizei rassistisch ist. Daraufhin sprang ei- 
ner der beiden Zivilpolizisten aus dem Au- 
to und stellte meine Personalien fest. Ich 
blieb noch solange vor Ort, bis der Schwarze 
sehen konnte. 

Dies wird jetzt zum Anlaß genommen, 
um den Prozeß nach $ 185 StGB, wegen Be- 
leidigung, gegen mich zu eröffnen. Unge- 


wöhnlich daran ist, daß ich keinen Strafbe- 
fehl bekam, sondern kurzfristig die Haupt- 
verhandlung vor dem Amtsgericht Saar- 
brücken festgelegt wurde. Begründet wird 
die Eröffnung der Hauptverhandlung da- 
mit, daß an der Strafverfolgung gegen mich 
ein besonderes öffentliches Interesse beste- 
he, 


Rassistische Gewalt ist 
alltäglich ... 


Für mich geht es darum, gegen die gesell- 
schaftspolitischen Realitäten hier und in- 
ternational zu kämpfen, gegen Realitäten, 
die unter anderem davon geprägt sind, dab 
das offene rassistische Klima und die struk- 
turelle rassistische Gewalt zur gesellschaft- 
lichen Normalität in Deutschland gehören. 
Jede und jeder, der für die Abschaffung der 
bestehenden Ausbeutungs- und Unter- 
drückungsverhältnisse kämpft, kann diese 
„Zustände“ nicht hinnehmen. Dagegen 
aufzustehen, ist für mich auch damit ver- 
bunden, die Frage der Menschenrechte auf 
die Tagesordnung zu setzen. Damit meine 
ich einerseits, daß Menschenrechtsverlet- 
zungen dem bürgerlich-kapitalistischen Sy- 
stem immanent sind und daß andererseits 
umfassende politische und soziale Men- 
schenrechte gegen die bestehenden Ver- 
hältnisse im Kampf um ein Projekt der Be- 
freiung durchgesetzt werden müssen. 

Für die überwiegende Mehrzahl der hier 
lebenden ImmigrantInnen und MigrantIn- 
nen bedeutet die reaktionäre und rassistisch 
geprägte Normalität permanenter Ausnah- 
mezustand und Terror. Ihre Situation ist ge- 
kennzeichnet durch zusätzliche staatliche 


Tiai zur ır Aufhebung des KPDVerbotsurteils 


204 Kommünistinnen und Kommunisten $ 


haben sich in einem Brief an die Bundes- 
tagspräsidentin Süßmuth gewendet, um 
-eiñe Aufhebung des KPD-Verbotsurteils 
-von 1956 zu erreichen. Zu den Unter- 
zeichnern gehören die noch lebenden 
-KPD-Abgeordneten des 1. Deutschen 

Bundestags Gertrud Leibbrand (früher 
Stohbach) und Fritz Rische, die ehemali- 
-gen KPD-Abgeordneten in we 'estdeutschen 
 Landtagen Jupp Angenfort, Kurt Baum- 
„garte, Ernst Buschmann, Emil Carlebach, 


‚Kurt Erlebach, Hermann Gautier, Jupp 


_Dedwohn und Wille Meyer-Buer sowie der 
‚ehemalige 


| fängnissen. 


- In ihrem‘ Schreiben kritisieren die Um > 
terzeichnenden, daß bis 1968 in der Bun- 
. desrepublik ca. 200000 Personen im Zu- 
sammenhang mit dem KPD-Verbot un- ® 
u an direkter polizeilicher und o 


SPD-Landtagsabgeordnete 
‚Bruno Örzkowski. 75 der Unterzeichnen- 
den waren zwischen 1949 und 1968 poli- 
‚tisch verfolgt und verbrachten zum Teil 


‚gerichtlicher Verfolgung ausgesetzt waren, 
fast 10000 Personen wurden im Zusam- 
menhang zu z. I. mehrjährigen Haftstrafen 
verurteilt, unter Polizeiaufsicht gestellt 
USW. 

„Das KPD-Verbotsurteilistein Relikt des: 
kalten Krieges. Negative Folgeerscheinun- 
gen, politische Diskriminierungen und so- 
ziale Belastungen wirken bis heute fort. Ju- 


wurden nicht rehabilitiert, erhielten bis 
heute keine Haftentsc hädigung. und wer- 


und zeitlich beherrschten Raum ven 
Das Gericht formulierte in Leitsätzen des 
Urteils: ‚Ein Verbot der Kommunistischen 
Partei Deutschlands steht der Wiederzu- 
lassung einer Kommunistischen Partei im 
Falle gesamtdeutscher Wahlen rechtlich 
nicht entgegen.“ k 

- Die Unterzeichnenden fordern n von n Bun- 


a destag und Bundesregierung: 
stizopfer aus der Zeit des kalten Krieges 


den fortgesetzt durch den Wegfall ihrer 


Rentenansprüche für erlittene Haftzeiten 
bestraft. Akteneinsicht in die Unterlagen i 
westdeutse "her Geheimdienste wie des Ver- o 
 fassungsschutzes oder des BND wird nicht 
gewährt“, kritisieren sie in ihrem Schrei- 2 
„mehrere. Jahre i in ı bundesdeutschen nn bei, 

| ei „Mit der Einheit: Deutschlaaie ist das 
KPD-Verbotsurteil -erst recht zum: ‚Ana... 


‚chronismus g seworden und auch gesetzlich 
nic ht mehr: zu in Das ED Ur ko - 


- „= Die Bundesregierung trifft die Fest- 


| stellung: das KPD-Verbotsurteil vom 17. 


August 1956 ist historisch überholt, damit 
gegenstandslos und aufzuheben: 


Der: Bundestag beschließt e eine Novel 
E lierung des Bundesverfassungs gerichtsge- 


setzes. Urteile des ne . 


. Über diese, eesetzlich eingeräumte. Mög- : 


. lichkeit wird das KPD-Verbotsurteil nach 
“vier Pedo revidiert und m 


beno 


Die Inikiative wird vertreten ee Gad De |. 
lich, ‚Manfred | Karl Sii 


alle Hoff- 2 
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Repressalien, durch institutionalisierten 
Rassismus, durch eine Vielzahl von diskri- 
minierenden und menschenverachtenden 
Maßnahmen sowie durch Angriffe von 
Straßenfaschisten. Selbst die begrenzten 
minimalen bürgerlichen Rechte, die inter- 
national gesehen seit der bürgerlichen Re- 
volution in der Regel nur für Weiße gelten, 
sind für die in Deutschland lebenden Men- 
schen ohne deutschen Paß heute mehrdenn 
je außer Kraft gesetzt. Einige Stichworte 
hierfür sind die repressiven Ausländergeset- 
ze, das verschärfte Asylbewerberleistungs- 
gesetz, die faktische Abschaffung des Asyl- 
rechts sowie auf europäischer Ebene das 
Schengener Abkommen ... 


Rassistische Gewalt in Uniform 


und Zivil 


Die massiven Übergriffe deutscher Polizi- 
sten auf Menschen ohne deutschen Paß rei- 
hen sich ein in eine Politik der Ausgrenzung 
und Vertreibung. Rassismus äußert sich auf 
unterschiedlichen Ebenen, und die Poli- 
zeiübergriffe sind eine davon. Angesichts 
des massiven und alltäglichen Polizeiterrors 
ist es geradezu zynisch, wenn staatliche Stel- 
len von „Einzelfällen“ sprechen, sobald die 
systematischen Ausschreitungen deutscher 
. Polizisten gegen Menschen ohne deutschen 
Paß öffentlich werden. 

Es ist unmöglich, auch nur annähern die 
polizeilichen Mißhandlun igen, Folterungen 
und Schikanen und den tagtäglichen 'lerror 
gegen Menschen ohne deutschen Paß zu do- 
kumentieren: Nur ein kleiner Ausschnitt da- 
von wird öffentlich. Die Brutalität deut- 
scher Polizisten und ihrer Sondereinsatz- 
kräfte insbesondere gegen linke Bewegun- 
sen ist in der Geschichte der BRD doku- 
mentiert, insofern ist dies nicht neu. Viel- 
mehr müssen wir davon ausgehen, daß Ras- 
sismus als zusätzliche Gewalt gegen Men- 
schen ohne deutschen Paß existiert . 

Nach Statistiken der Gewerkschaft der Po- 
lizei gab es 1993 allein in Berlin 566 Straf- 
anzeigen gegen Polizeibeamte wegen Kör- 
perverletzung. Überwiegend sind Men- 
schen ohne deutschen Paß davon betroffen. 
Bei diesen Zahlen muß berücksichtigt wer- 
den, daß die meisten Menschen ohne soli- 
darische Unterstützung von antirassisti- 
schen Initiativen vor einem Strafantrag 
zurückschrecken, da die gängige Antwort 
der Polizei hierauf eine Gegenanzeige ist. 
Dieser Zusammenhang wurde auch in Ber- 
lin bei den massiven Mißhandlungen und 
Folterungen deutscher Polizisten gegen 
Menschen aus Vietnam deutlich. Erst nach 
der öffentlichen Recherche der Initiative 
„Reistrommel“ und der Zusammenarbeit 
mit den vietnamesischen Menschen stell- 
ten 30 VietnamesInnen Strafantrag. Bis 
heute stehen insbesondere in Berlin poli- 
zeilicher Terror und systematische 
Mißhandlung von VietnamesInnen auf der 
Tagesordnung. Amnesty International ver- 
öffentlichte im Mai 1995 einen Bericht „Po- 
lizeiliche Mißhandlungen in der BRD“, 
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hierin werden mehrere Beispiele von poli- 
zeilichen Mißhandlungen, Folterungen und 
Schikanen gegen VietnamesInnen doku- 
mentiert. Über die Hälfte der eingeleiteten 
Strafverfahren von VietnamesInnen gegen 
Polizisten sind inzwischen eingestellt. Die 
VietnamesInnen wurden von Polizei und 
deren Verteidigern während des Verfahrens, 
und mit einer entsprechenden rassistisch 
seprägten Öffentlichkeit“, als „Lügenma- 
fia“ diffamiert. 

Auch in Bremen wurden systematische 
Übergriffe auf Schwarzafrikaner seitens der 
Polizei öffentlich. Sie sind in Form von Ge- 
sprächsnotizen dokumentiert und machen 
deutlich, daß es sich um systematische und 
alltägliche Verfolgung handelt. Es kam da- 
bei immer wieder zu gezielten Schlägen, zu 
Einsatz von CS-Gas sowie von elektrischen 
Schockgeräten. 

In Hamburg kam es im September 1994 
im Zusammenhang mit Übergriffen und 
Mißhandlungen von deutschen Polizisten 
gegen Menschen ohne deutschen Paß zum 
Rücktritt des Innensenators Hackmann. 
Amnesty International veröffentlichte ei- 
nen Bericht zu den Mißhandlungen und 
Folterungen in Hamburger Polizeigewahr- 
sam und machte darauf aufmerksam, daß 
die verantwortlichen Polizisten weder mit 
strafrechtlichen noch mit disziplinarischen 
Konsequenzen rechnen müssen. 

im Oktober dieses Jahres fand in einer 
Bonner Disco eine polizeiliche Großrazzia 
statt. Begründet wurde dies mit der Suche 
nach Illegalen. Hierbei wurden laut einer 
Pressekonferenz des Antirassistischen Tele- 
fons in Bonn lateinamerikanische Frauen 
von deutschen Polizisten rassistisch und se- 
xistisch mißhandelt. 

Dies sind nur einige wenige Beispiele. In 
diesem Zusammenhang möchte ich auf die 
Amnesty-Jahresberic ‚hte von 1994 und 1995 
sowie auf die Dokumentation vom März 
1995 „Deutschland den Deutschen, Frem- 
denhaß und rassistische Gewalt in Deutsch- 
land“ der 1978 gegründeten Nichtregie- 
rungsorganisation Human Rights 
Wäatch/Helsinki und auf die Dokumentati- 
on von SOS Rassismus „Polizeiübergriffe 
gegen Ausländerinnen und Ausländer“ ver- 
weisen. 

Ebenfalls möchte ich auf Umfragen in- 
nerhalb der Polizei verweisen. In Rheinland- 
Pfalz kamen diese Umfragen zu dem Er- 
gebnis, daß 65 Prozent der befragten Polizi- 
sten „Asylsuchende als Bedrohung unserer 

sesellschaft“ klassifizieren. In Nordrhein- 
Westfalen gehen 75 Prozent der befragten 
Polizisten davon aus, daß „Ausländer anders 
behandelt werden müssen als Deutsche“. 
Ebenfalls laut Umfragen sympathisierte in 
Bayern die Hälfte der Sicherheitskräfte mit 
den Republikanern. 

Es ist absurd und zynisch, aus einem Ge- 
spräch von mir mit einem Schwarzen 
während einer Polizeikontrolle den Satz, 
daß die deutsche Polizei rassistisch ist, ar 
„Beleidigung“ nach § 185 StGB strafrecht- 
lich zu verfolgen. Hierüber werden die Rea- 


litäten auf den Kopf gestellt, denn beleidigt, 
diskriminiert und mißhandelt werden hier 
tagtäglich Menschen ohne deutschen Paß. 

Aus diesem Grund beantrage ich die so- 
fortige Einstellung des Verfahrens! 
Dezember 1995, Saarbrücken, Ursula M. 
Kontaktadresse: Gruppe basis, Am Landwehrplatz 

66111 Saarbrücken, Tel. 0681/399990, Fax 

0681/34145, Anlaufstelle: jeden Montag von 17.00 
bis 20.00 Uhr 


$ 129a und PKK-Verbot 
Wie eine Kugel in 
den Kopf, 
die uns alle trıfft 


Im Februar beginnt in Hamburg der Pro- 
zeß gegen die Kurdinnen Azime Yilmaz 
und Meryem Yagicibulut und den Kurden 
Sait Bilgin. Die drei wurden bereits am 
20.12.94 in Bremen verhaftet. Wir doku- 
mentieren aus einem Flugblatt der Bremer 


Prozeßgruppe. 


19 Monate nach Ende des Düsseldorfer 
Schauprozesses gegen die PKK beginnt ei- 
ne neue Lawine von | 129a-Verfahren gegen 
kurdische PolitikerInnen in der BRD. Ur- 
sprünglich wurden gegen 14 Kurdinnen und 
Kurden ermittelt. Dieses Zahl erhöht sich 
nun durch die zusätzlichen Festnahmen der 
letzten Wochen auf über 20. (...) 

Während das erste Verfahren am 
25.9.1995 gegen drei Angeklagte in Frank- 
furt begann, ist der Fröffnungstermin der 
weiteren Hauptverfahren noch unklar. Vor- 
aussichtlich werden die weiteren Prozesse in 
Hamburg, Düsseldorf und Stuttgart statt- 
finden.(...) 

Am 20. Dezember letzten Jahres wurden 
in Bremen die KurdInnen Sait Bilgin, Azi- 
me Yilmaz und Meryem Yagicibulut veľ- 
haftet. Sie gehören zu den vielen hundert 
KurdInnen, die seit Inkrafttreten des sog. 
PKK-Verbotes verfolgt, verhaftet oder abge- 
schoben wurden. 

Diese Repressionswelle ist in der Ge- 
schichte der BRD nur vergleichbar mit den 
Verfolgungen während des KPD-Verbots in 
den 50er Jahren. Neben zahlreichen Straf- 
prozessen, die gegen KurdInnen wegen Be- 
teiligung an Demonstrationen, Veranstal- 
tungen oder im Zuge von Ermittlungen im 
Zusammenhang mit Verstößen gegen das 
Vereins- oder Versammlungsgesetz geführt 
werden, kommen jetzt neue $120a-Prozes- 
se auf die vermeintlichen inhaftierten Funk- 
tionärInnen der PKK zu. 

Der $129a soll seit jeher den Z cT- 
füllen, widerständige Menschen und Bewe- 
gungen in der BRD einzuschüchtern und zu 
kriminalisieren. Der kurdische Widerstand 
ist nun ins Zielfeld einer maßlosen Verfol- 
sungspolitik des wiedererstarkten Deutsch- 
lands gekommen. Generalbundesanwalt 
Nehm sprach am 17.10.95 im Frankfurter 


Presseclub von einer „Bedrohung der inne- 
ren Sicherheit“ durch die PKK, die dabei sei, 
einen „Staatim Staate“ zu errichten, indem 
sie versuche, die über 500 000 in der BRD 
lebenden KurdInnen „vollständig in den 
Griff zu bekommen“. Das Feindbild „Kur- 
din = TerroristIn“ soll innenpolitisch ze- 
mentiert werden. Die Umstände der Ver- 
haftung, die Beschuldigten wurden mit 
Helikoptern aus Bremen nach Karlsruhe 
ausgeflogen, die Haftbedingungen unter 
Isolation und die Sicherheitsbestimmun- 
sen zum Prozeßauftakt in Frankfurt sollder 
Öffentlichkeit den Eindruck von gefährli- 
chen „TerroristInnen“ vermitteln. 

Die Bremer Gefangenen mußten acht 
Monate unter Bedingungen der Isolations- 
haft leben, d.h. Abschottung von jeglichen 
Möglichkeiten zur Kommunikation mit 
anderen Gefangenen. Die Sicherheitskräf- 
te im Gefängnis machten die Unkenntnis 
der deutschen Sprache bei den Gefangenen 
für ihre eigenen Quälereien nutzbar. 

Meryem schreibt in einem Brief vom 
30.5.1995: „Nachdem ich eine Woche 
dortgeblieben war, habe ich, daich die deut- 
sche Sprache nicht beherrsche, mit Zei- 
chen versucht zu erklären, daß ich meinen 
Anwalt oder einen Dolmetscher sprechen 
möchte. Vier Damen, zwei Polizisten und 
der Leiter der Strafanstalt haben mich dann 
in den Keller gebracht, weil ich sie angeb- 
lich sehr gestört hatte. Hier befand sich, 
außer einer Liege am Boden und einem 
Tuch, nichts. Drei Tage, drei Nächte hat 
man mich nackt in diesem Zimmer warten 
lassen.“ Diese Erniedrigungen, auch das 
vollständige Entkleiden vor Fremden, tref- 
fen sie „wie eine Kugel in den Kopf“. 

Anders als die physische Folter in den 
Knästen und Polizeistationen in der Türkei 
sind die kurdischen Gefangenen hier einer 
anderen Art von Folter ausgesetzt. "Irotz- 
dem entwickeln die Gefangenen die Kraft 
und den Mut, den zerstörerischen Mecha- 
nismen der Isolationshaft entgegenzutre- 
ten. Sie bereiten sich auf ihren Prozeß vor 
und versuchen, die Mitgefangenen auf ih- 
re Situation aufmerksam zu machen. Azi- 
me Yilmaz versuchte, unter den schweren 
Bedingungen im Gefängnis Newroz zu fei- 
ern, und beteiligte sich am Hungerstreik der 
10.000 Kriegsgefangenen in der Türkei und 
Kurdistan. Andere Mitgefangene setzen 
sich für Meryem Yagicibulut gegen die men- 
schenunwürdige und rassistische Behand- 
lung ein. Nach acht Monaten hat die BAW 
die Haftbedingungen endlich gelockert. 


CA 


Nach dem Verbot einer von der Solida- 
ritätsbewegung geplanten Demonstration 
aus Anlaß des zweiten Jahrestages des 
PKK-Verbots am 18.11. in Köln gingdie Po- 
lizei am 26.11. erneut gegen eine von Kur- 
den in Köln geplante Demonstration vor. 
Dabei sonderte die Polizei rund um den 
Kölner Dom nach inzwischen schon be- 
kannter Manier in großem Maßstab Men- 
schen südländischen Ausschens aus und 


nahm sie vorübergehen fest, insgesamt 
rund 400 Kurdinnen und Kurden. 

Die folgende Grußbotschaft wurden von 
28 Gefangenen des Lübecker Knastes un- 
terzeichnet bzw. Unterstützt. Sie richtete 
sich an die Demonstration am 18.11., konn- 
te dort aber aufgrund der sewaltsamen 
Durchsetzung des Verbots nicht vorgetra- 
gen werden. 

Wir, die unterzeichnenden Gefangenen der 
Irakte des Knastes Lübeck, grüßen die Teil- 
nehmerInnen der Demonstration gegen die 
Verhote kurdischer Vereine und Organisatio- 
nen. Aus Anlaß des zweiten Jahrestages von 
Kanthers Verbotsrundumschlag gegen die 
kurdischen Organisationen und Vereine fin- 
det diese Veranstaltung am 18.11.95 unter 
hoffentlich starker Mitwirkung der Men- 
schen draußen und drinnen statt! 

Die BRD und die Türkei forcieren gemein- 
sam die Eskalation sowohl auf militärischem 
als auch auf politischem Gebiet gegen den 
Freiheitskampf des kurdischen Volkes. Durch 
die Waffenlieferungen und das Bereitstellen 
von Bargeldmillionen aus der BRD wird das 
Überleben unter Kriegsbedingungen fast der 
gesamten türkischen Wirtschaft somit ga- 
rantiert und abgesichert. 

Auf der politischen Bühne stützen Kinkel 
und Konsorten dem türkischen Bürgerkriegs- 
regime und seinen Morden den Rücken. 

Die oftmals angekündigte Bereitschaft der 
kurdischen Arbeiterpartei PKK, über Ver- 
handlungen eine Beendigung des Krieges her- 
beizuführen, wird von den Machthabern in 
Ankara und in Bonn unbeachtet gelassen. 
Dort wird auf eine gewaltsame Lösung des 
„Kurdenproblems“ gesetzt. 

Wir fordern deshalb mit den Menschen 
draußen: 

— Stopp der deutschen Waffenlieferungen 
und der militärisch-logistischen Zusammen- 
arbeit mit dem türkischen Regime; 

-sofortige Aufhebung des Verbotsder PKK, 
der ERNK und aller kurdischen Vereine! 

— Schluß mit der Kriminalisierung von 
KurdInnen in der BRD! 

— Freilassung der kurdischen politischen 
Gefangenen! 

— Keine Abschiebung in den Folterstaat 
Türkei! 

— Freiheit für Kurdistan, Solidarität mit 
dem kurdischen Befreiungskampf! 

Freiheit für alle politischen Gefangenen 
und hoch die internationale Solidarität! 


Prozeßtermine 
Birgit Hogefeld 


Die nächsten Verhandlungstage sind ange- 
setzt für: 

Dienstag: 9. 1., 16. 1., 23.1. 

Montag 5.2., Dienstag 13.2., 20.2. 

jeweils 9.30 Uhr, Gerichtskomplex Ffm, 
Eingang Hammelgasse 

Das Info 8 zum Prozeß gegen Birgit Hogefeld ist 
erschienen und zu erhalten bei:InfoAG zum Pro- 


zeß, Werderstr. 8, 65195 Wiesbaden. 


Interview mit Ramos Anwältin 


Garantien fehlen 


Wir dokumentieren aus einem Inter- | 
view mit er Anwältin von Benjamin Ra- 
mos Vega, Petra Schlagenhauf, im ND, 
12.12. 


Seit ein paar Tagen liegt die Antwort Spa- 
niens vor. Sind Ihre Bedenken jetzt aus- 
geräumt? 
Aus unserem ZOseitigen Erwiderungs- 
schreiben wird deutlich, daß Spanien we- 
der die Gesundheitsversorgung noch die 
Garantie, daß keine unter Folter erlang- 
ten Aussagen in dem Verfahren gegen 
unseren Mandanten zur Anwendung 
kommen, zufriedenstellend beantwortet 
hat. 
Spanien erklärt, daß ärztliche Betreuung 
HIV-positiv erkrankter Häftlinge gewähr- 
leistet sei. 
Die Realität in den überbelegten spani- 
schen Gefängnissen läßt jedoch daran 
zweifeln. "Iuberkulose-Kranke werden 
mit Nicht-Erkrankten zusammengelegt, 
und auf den Krankenstationen rennen 
die Ratten herum ... Als Quelle für die | 
. immer häufiger auftretenden Fälle 
von Tuberkulose sind die unhaltbaren 
Zustände in den Haftanstalten unstrit- 
tig ausgemacht ... Gerade HIV-Infizier- 
te sind sehr anfällig für diese Erkrankung 


Sonderhaftbedingungen soll es für Ramos 


Vega nicht geben .. 


Die „normalen“ sind j ja schon schlimm 
genug. Viel wichtiger ist jedochk daß sich 
Spanien im Fall von Ramos weigert, die 
unter Folter erpreßten Aussagen für un- 
zulässig zu erklären. Eine allgemeine 
Rechtsbelehrung über die spanische Ver- 
fassung, die die Verwendung solcher Be- 
weismittel verbietet, reicht nicht. Die 
Praxis zählt. 

Und in der Praxis werden diese Verhörme- 
thoden gebilligt? 

Es gibt einen Teil des Staates, der in das 
System unzureichend eingebunden ist. 
Der von Franco übernommene Sicher- 
heitsapparat gehört dazu und insbeson- 
dere der Polizeiapparat. Diesem wird die 
Bildung der Antiterroreinheit GAL zu- 
geschrieben, der Folter und Ermordung 
von (mutmaßlichen) ETA-Mitgliedern 
vor allem in den 80er Jahren vorgeworfen 
wird. Gerüchte sprechen von Verbin- 
dungen bis hin zu Felipe Gonzales. 

Die Aktenberge steigen. Und die Aussich- 
ten für Benjamin Ramos Vega? 

Ich hoffe, daß das Kammergericht die ju- 
ristische Prüfung unserer Materialien, 
die eine begründete Befürchtung eines 
nicht rechtsstaatlichen Verfahrens bele- 
gen, im nächsten Haftprüfungstermin 
im Sinne unseres Mandanten würdigt. 
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Siege für Auslieferungsopfer: 
Endlich auf Kaution frei 


Alle Anti-AuslieferungsaktivistInnen hat- 
ten diese Woche in Dublin und San Fran- 
cisco/USA Grund zum Feiern, als zwei Män- 
ner, die von der Auslieferung an Britannien 
bedroht sind, auf Kaution freikamen, 
während für drei weitere der Weg freige- 
macht wurde zur baldigen Entlassung. Am 
Montag, den 18.12., wurden die Brixton- 
Ausbrecher Nessan Ouinlivan und Pearse 
McCauley vom Dubliner High Court auf 
Kaution entlassen. (...) 

Mit lautem Beifall von Angehörigen, 
FreundInnen und UnterstützerInnen wur- 
de die Entscheidung begleitet ... Erst zwei 
Tage vor dem Urteil demonstrierte eine 
sroße Menschenmenge durch die Stadt Li- 
merick (26 Grafschaften), um ihren Kampf 
gegen die Auslieferung zu unterstützen. 


Vorweihnachtlicher Jubel auch in „den 
Staaten“, wo die Long-Kesh-Ausbrecher Ke- 
vin Artt, Pol Brennan und Terry Kirby sich 
freuen durften, als ein US-Richter 
schlußendlich den Weg für sie freimachte, 
es Jimmy Smyth nachzutun, der ja schon 
länger auf Kaution draußen ist. Zusammen 
als die H-Block-Vier bekannt, kämpfen die 
Männer, die sich alle in oder um San Fran- 
cisco herum niedergelassen hatten, gegen 
britische Auslieferungsbegehren, drei von 
ihnen waren allerdings im Gegensatz zu 
Smyth, der Kaution gewährt bekam, seit ih- 
rer Verhaftung in Knästen gefangengehal- 
ten worden. Für Kevin Barry Artt bedeute- 
te das dreieinhalb Jahre Knast, für Pol 
Brennan zweieinhalb und für Terry Kirby 
eineinhalb. (...) Noch sind alle drei nicht 
draußen, doch demnächst gibt’s die Termi- 
ne vom Gericht, wo es dann um die Kauti- 
onshöhe und die Bedingungen gehen wird. 
(...) Irish-American Solidaritätsgruppen 
veranstalteten eine Demo vor dem Gericht 
in San Francisco ... 


Britannien zwingt 20 Jahre 
inhaftierte Kriegsgefangene 
zu Exil! 


Schikanen in Long Kesh 


Fünf republikanischen Gefangenen (le- 
benslange Haftstrafen), die vergangene 
Woche zur Haftprüfung anstanden, wurde 
erklärt, daß die zuständige Behörde jedwe- 
de Haftentlassungsprüfung solange nicht in 
Aussicht stellen werde, wie sie nicht eine 
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Garantie dafür geben, für eine unbestimm- 
te Zeit in England wieder zu leben, und die 
Zustimmung zur Überprüfung durch den 
„Bewährungsdienst“ geben. Sinn Feins 


Nachrichten 
von den irischen 
politischen 
Gefangenen 


Sprecheri.S. Gefangene, Pat McGeown, be- 
zeichnete diese neuen Kriterien, die die bri- 
tische Regierung der Freilassung irisch-re- 
publikanischer Gefangener auferlegt, die ın 
England zu lebenslanger Haft verurteilt 
wurde, als „unglaublich rachsüchtig“. „Dies 
ist unerträglich. Es würde bedeuten sie wer- 
den aus dem Knast entlassen, nur um wie- 
der zum Exilin England gezwungen zu wer- 
den.“ 

Die Betreffenden sind Paul Norney, Ste- 
phen Nordone, Noel Gibson, Brendan Do- 
wd und Sean Kinsella, alle haben bereits 
über 20 Jahre in englischen Knästen „abge- 
sessen“. In den (britisch besetzten) Sechs 
Grafschaften ist die Überprüfungdurch den 
sog. Bewährungsdienst nicht erforderlich 
gewesen bei der Freilassung von 200 Le- 
benslänglichen in den letzten acht Jahren. 
„Noch lächerlicher wird’s“, erklärt McGeo- 
wn, „wenn Du Dir den Fall Paul Norney an- 
guckst.“ Neulich wurde Paul von England 
nach Maghaberry in der Grafschaft Antrim 
(NO-Irland) verlegt. Unter den neuen Auf- 
lagen würde von ihm verlangt, nach Eng- 
land zurückzukehren und einzuwilligen, 
dort für unbestimmte Zeit zu leben, und 
zwar bevor überhaupt eine Entscheidung 
über seine mögliche Entlassung getroffen 
wurde. 

„Richter Poots sehnt sich als Vorsitzender 
des Parole Board offensichtlich nach Rache 
gegen diejenigen Gefangenen, die vor ein 
paar Monaten erfolgreich gegen die Weige- 
rung dieser Institution geklagt hatten, sich 
überhaupt mit ihren Fällen zu beschäftigen 
und ein Entlassungsdatum festzulegen.“ 

Am 20. Dezember wurde bekannt, daß 
Norneyund zwei weiteren, zeitlich begrenzt 
Verlegten Maghaberrys der Weihnachtsur- 
laub seitens des britischen Innenministeri- 
ums verwehrt wurde. Dies trotz Medienbe- 
richten mit Quellen in der britischen Nor- 
dirlandadministration, sie bekämen Haft- 
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sam und betrügerisches Aufbauen von 
Hoffnungen bei den Familien“. 

Kurz vor Weihnachten geht auch der Ter- 
ror gegen die Kriegsgefangenen in den Knä- 
sten wieder los: In Long Kesh wurden Be- 
suche und- Pakete unterbrochen bzw. 
Zurückgehalten und über 200 republikani- 
sche Gefangene solange 24 Stunden lang 
eingeschlossen, wie Aufstandsbekämp- 
fungstrupps eintrudelten, die in den H- 
Blocks Nr. 4 und 8 die neuen „Durchsu- 
chungspraktiken“ durchsetzen sollten. „Die 
Verweigerung von Familienbesuchen und 
von Paketen zu dieser speziellen Zeit ist to- 
tal unakzeptabel“, sagte Pat McGeown. 


Entlassung Lebenslänglicher 
verweigert 


Zwei der am längsten „einsitzenden“ repu- 
blikanischen Gefangenen, Paul Norney und 
Brendan Dowd, ist ihr Antrag auf Entlas- 
sung vom Parole Board (s.a.0.) niederge- 
schmettert worden. Beide befinden sich im 
21. Haftjahr (!!!). 

Ohne es weiter auszuführen, entschied 
das PB. in Norneys Fall, bis zurnächsten An- 
hörung habe er ein weiteres Jahr zu warten, 
und behauptete, sie hätte nichts von ihm 
gehört. Brendan Dowd informierten sie dar- 
über, er habe nicht sein „schuldhaftes Ver- 
halten“ angegangen. Er könne aber trotz- 
dem in ein weniger sicheres Gefängnis ver- 
legt werden und käme in ein bis vier Jahren 
wieder für eine Anhörung vor dem PB. in- 
frage (!!!). 

Die frühere Chefin vom Bewährungs- 
dienst im NO Irlands, Briege Gadd, hatte 
dem PB. im Verlaufe der Anhörungen er- 
klärt, die Strafrückfallrate bei republikani- 
schen Gefangenen liege bei Null. „Die Be- 
hauptung vom PB. bezüglich Paul Norney 
ist haarsträubend und unglaublich“, erklär- 
te ein/e SprecherIn von Sfs PoW Dept. „Er 
stellte zusammen mit den anderen seinen 
Antrag beim PB. All diese fünf Gefangenen 
hätten schon vor langer Zeit entlassen wer- 
den müssen.“ 

Alle Meldungen aus: An Phoblacht/Republican 
News, 21.12.95, Übersetzung; FreundInnen Ir- 
lands 


m.b.H. Eigentumsvorbehalt: Nach diesem Eigentums- 
vorbehalt ist das Angehörigen-Info so lange Eigentum 
des Absenders, bis es dem Gefangenen ausgehändigt 
wird. „Zur-Habe-Nahme“ ist keine Aushändigung im 
Sinne des Vorbehalts. Wird das Info dem Gefangenen 
nicht persönlich ausgehändigt, ist es dem Absender mit 
dem Grund der Nichtaushändigung zurückzuschicken. 
Spendenkonto der Angehörigen : Sonderkonto Kiener, 
Landesgirokasse Stuttgart, BLZ 600 501 01, Kt.-Nr. 
5454194. 
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